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Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die 
Übertragung von Ermächtigungen zur 

Regelung der gerichtlichen Zuständigkeit 
in Strafsachen und Bußgeldverfahren

Vom 13. Januar 1977

Auf Grund von § 391 Abs. 2 Satz 2 und § 410 Abs. 1 
Nr. 2 der Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl 
I S. 613), geändert durch Art. 7 Nr. 6 des Gesetzes vom 
2. Juli 1976 (BGBl I S. 1749), erläßt die Bayerische 
Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1
Die Verordnung über die Übertragung von Er­

mächtigungen zur Regelung der gerichtlichen Zu­
ständigkeit in Strafsachen und Bußgeldverfahren 
vom 18. November 1968 (GVB1 S. 336) wird wie folgt 
geändert:

1. In der Einleitungsformel werden die Worte „des 
§ 426 Abs. 2 und des § 447 Abs. 1 Nr. 2 der Reichs­
abgabenordnung in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 22. Mai 1931 (RGBl I S. 161), zuletzt ge­
ändert durch Gesetz vom 12. August 1968 (BGBl I 
S. 953)“ ersetzt durch die Worte „des § 391 Abs. 2 
Satz 2 und des § 410 Abs. 1 Nr. 2 der Abgabenord­
nung vom 16. März 1976 (BGBl I S. 613), geändert 
durch Art. 7 Nr. 6 des Gesetzes vom 2. Juli 1976 
(BGBl I S. 1749),“.

2. In § 1 Nr. 3 werden die Worte „§ 426 der Reichs­
abgabenordnung“ ersetzt durch die Worte „§ 391 
Abs. 2 Satz 1 der Abgabenordnung“.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 20. Januar 1977 in Kraft. 

München, den 13. Januar 1977

Der Bayerische Ministerpräsident
Dr. h. c. Goppel

Zulassungs-,
Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für den gehobenen Vollzugs- und 
Verwaltungsdienst bei den Justiz­

vollzugsanstalten 
(ZAPOgVVD)

Vom 2. Dezember 1976

Auf Grund von Art. 19 Abs. 2, Art. 115 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG), 
Art. 16 Abs. 2 Satz 3 des Bayerischen Beamtenfach­
hochschulgesetzes vom 8. August 1974 (GVB1 S. 387) 
und § 23 der Laufbahnverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 1971 (GVB1 S. 96), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 21. Mai 1974 
(GVB1 S. 229), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium der Justiz im Einvernehmen mit den Bayeri­
schen Staatsministerien der Finanzen sowie für Un­
terricht und Kultus und dem Landespersonalaus­
schuß folgende Verordnung:
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I. Allgemeine Vorschriften
§i

Geltungsbereich
(1) Diese Verordnung gilt für die Laufbahn des ge­

hobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes bei den 
Justizvollzugsanstalten.

(2) Soweit sie keine Regelung enthält, gelten die 
Vorschriften der Laufbahnverordnung und der All­
gemeinen Prüfungsordnung in ihrer jeweiligen Fas­
sung.

§2
Voraussetzungen der Ernennung

Zum Beamten des gehobenen Vollzugs- und Ver­
waltungsdienstes kann nur ernannt werden, wer den 
Vorbereitungsdienst abgeleistet hat, die Anstellungs­
prüfung für diese Laufbahn bestanden hat und die 
sonstigen beamtenrechtlichen Einstellungsvorausset­
zungen erfüllt.

§3
Ziel der Ausbildung

Die Ausbildung ist eine praxisbezogene Fachaus­
bildung auf wissenschaftlicher Grundlage. Sie soll 
dem Studierenden die fachlichen Kenntnisse und die 
praktischen Fähigkeiten vermitteln, die er benötigt, 
um unter Berücksichtigung der Aufgaben des Voll­
zuges selbständig und eigenverantwortlich die seiner 
Laufbahn zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. Insbe­
sondere soll er befähigt werden,
rechtliche, wirtschaftliche, soziale und gesellschaftli­
che Zusammenhänge zu erkennen und bei Entschei­
dungen zu berücksichtigen,
mit allen im Vollzug Tätigen zusammenzuarbeiten 
und Führungsaufgaben zu übernehmen.

II. Der Vorbereitungsdienst
§4

Zulassung zum Vorbereitungsdienst
(1) Zum Vorbereitungsdienst kann zugelassen wer­

den, wer

1. die Voraussetzungen für die Berufung in das Be­
amtenverhältnis auf Widerruf erfüllt,

2. mindestens 18 und höchstens 30 Jahre alt ist,
3. die Fachhochschulreife, eine andere Hochschulrei­

fe oder einen nach Anhörung des Landespersonal­
ausschusses vom Bayerischen Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus als gleichwertig aner­
kannten Bildungsabschluß hat.
(2) Die Bewerber werden mit der Aufnahme in den 

Vorbereitungsdienst in das Beamtenverhältnis auf 
Widerruf berufen. Sie führen die Dienstbezeichnung 
, ,Regierungsinspektoranwärter‘

§5
Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert drei Jahre. Er 
gliedert sich in folgende Abschnitte:
1. Berufspraktischer Studienabschnitt

mit Einführungscharakter 2 Monate
bei einem Amtsgericht, 

2 Monate 
bei einer 

Justizvollzugsanstalt,
2. Erster fachtheoretischer 

Studienabschnitt 
(Fachstudium I)

3. Erster berufspraktischer 
Studienabschnitt 
(Fachpraktikum I)

4. Zweiter fachtheoretischer 
Studienabschnitt 
(Fachstudium II)

5. Zweiter berufspraktischer 
Studienabschnitt 
(Fachpraktikum II)

9 Monate, 

6 Monate, 

9 Monate,

8 Monate,
(2) Ein berufspraktischer Studienabschnitt kann 

verlängert oder zu Gunsten eines anderen berufs­
praktischen Studienabschnitts verkürzt werden, so­
weit dies im Hinblick auf die gemeinsame Ausbildung 
der Anwärter erforderlich ist.

(3) Das fachtheoretische Studium und die das be­
rufspraktische Studium begleitenden Unterrichtsver­
anstaltungen umfassen mindestens 2 600 Unterrichts­
stunden.

§6
Ausbildungsstätten

(1) Die fachtheoretischen Studienabschnitte wer­
den an der Bayerischen Beamtenfachhochschule — 
Fachbereich Rechtspflege —, der berufspraktische 
Studienabschnitt mit Einführungscharakter (§ 5 Abs. 1 
Nr. 1, §8) an Amtsgerichten und Justizvollzugsan­
stalten als Ausbildungsbehörden, die übrigen berufs­
praktischen Studienabschnitte an Justizvollzugsan­
stalten als Ausbildungsanstalten mit in der Regel 
hauptamtlichen Ausbildungsleitern durchgeführt.

(2) Das Staatsministerium der Justiz bestimmt die 
einzelnen Ausbildungsbehörden.

§7
Aufbau und Ziel der Studienabschnitte

(1) In den fachtheoretischen Studienabschnitten 
(§§ 9, 10) sollen dem Anwärter im Rahmen der Aus­
bildungsziele (§ 3) die berufliche Grundausbildung, 
die nötigen fachlichen Kenntnisse und Arbeitstechni­
ken sowie methodisches Wissen und Urteilsvermögen 
vermittelt werden. Das Fachstudium soll darüber 
hinaus die Lernbereitschaft und Lernfähigkeit för­
dern und die ständige Wissenserweiterung auch im 
Rahmen der Fortbildung ermöglichen. Der fachtheo­
retische Unterricht ist durch Übungen und Seminare
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zu ergänzen, in denen der Bewerber Gelegenheit er­
hält, sein Fachwissen bei der Lösung praktischer Fäl­
le anzuwenden sowie Arbeits- und Entscheidungs­
techniken einzuüben.

(2) In den berufspraktischen Studienabschnitten 
(§§ 11, 12) soll der Anwärter unter Anwendung der in 
den fachtheoretischen Studienabschnitten erworbe­
nen Kenntnisse die Fähigkeit und Sicherheit zur 
praktischen Berufsausübung entwickeln. Die berufs­
praktischen Studienabschnitte umfassen die Ausbil­
dung am Arbeitsplatz und die begleitenden Unter­
richtsveranstaltungen.

(3) Die fachtheoretischen Studienabschnitte und 
die begleitenden Unterrichtsveranstaltungen der be­
rufspraktischen Studienabschnitte sind so aufeinan­
der abzustimmen, daß sich eine Einheit der theoreti­
schen Ausbildung ergibt und die Ausbildung am Ar­
beitsplatz gefördert wird.

§8
Berufspraktischer Studienabschnitt 

mit Einführungscharakter
(1) Der Studienabschnitt soll dem Anwärter einen 

Überblick über Funktion, Aufgaben und gesell­
schaftliche Bedeutung des Rechts sowie des Straf­
vollzuges und der Tätigkeit der Rechtspflege- und 
Vollzugsorgane vermitteln. Dabei sollen sich prakti­
sche Anschauung über den Arbeits- und Geschäfts­
ablauf bei den Ausbildungsbehörden und theoreti­
sche Erläuterung durch begleitende Unterrichtsver­
anstaltungen ergänzen.

(2) In den begleitenden Unterrichtsveranstaltungen 
sind insbesondere Grundbegriffe des Rechts und der 
Gebrauch der Rechtssprache zu vermitteln, Zweck 
und Grundsätze der verschiedenen Verfahrensarten, 
die Aufgaben des Strafvollzuges sowie der innere 
Aufbau der Justizvollzugsanstalten darzustellen und 
die praktischen Erkenntnisse auszuwerten.

§9
Erster fachtheoretischer Studienabschnitt 

(Fachstudium I)
(1) Das Fachstudium I besteht aus den Kursen 1, 2 

und 3.
(2) Der Kurs 1 umfaßt folgende Gebiete:

Einführung in die Rechtsordnung,
Einführung in das Bürgerliche Recht,
Allgemeiner Teil des Strafrechts einschließlich des 
Jugendstrafrechts und des Rechts der Ordnungswid- 
rigkeiten,
Übungen im Bürgerlichen Recht,
Psychologie (Lernmethoden),
Soziologie des Rechts.

(3) Der Kurs 2 umfaßt folgende Gebiete:
Grundzüge des Zivilprozeßrechts einschließlich des 
Gerichtsverfassungsrechts,
Besonderer Teil des Strafrechts einschließlich des 
Rechts der Ordnungswidrigkeiten und wichtiger Ne­
bengesetze,
Grundzüge des Strafprozeßrechts einschließlich des 
Gerichtsverfassungsrechts,
Personalführung und Personalorganisation, 
Geschichte des Strafvollzugs,
Organisation der Vollzugsverwaltung,
Entwicklungs- und Lernpsychologie,
Organisations- und Kriminalsoziologie.

(4) Der Kurs 3 umfaßt folgende Gebiete:
Grundzüge des Familien- und Erbrechts,
Grundzüge der Volkswirtschaftslehre,
Einführung in die Finanzwissenschaften,

Einführung in das öffentliche Personalwesen, 
Grundzüge der Gestaltung des Freiheitsentzugs, 
Strafvollstreckungsrecht,
Soziologie des Strafvollzugs,
Psychologie des Strafvollzugs,
Bewährungshilfe.

§10
Zweiter fachtheoretischer Studienabschnitt 

(Fachstudium II)
(1) Das Fachstudium II besteht aus den Kursen 4, 

5 und 6.
(2) Der Kurs 4 umfaßt folgende Gebiete: 

Bürgerliches Recht und Handelsrecht,
Gnadenrecht,
Finanzwissenschaften,
Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre, 
Beamtenrecht,
Gestaltung des Strafvollzugs,
Betriebspsychologie,
Übungen zu sozial wissenschaftlichen Grundfragen.

(3) Der Kurs 5 umfaßt folgende Gebiete:
Staatsrecht,
Verwaltungsrecht, 
öffentliches Haushaltswesen,
Betriebswirtschaftliche Kostenrechnung,
Das Recht der Arbeiter und Angestellten des öffent­
lichen Dienstes,
Planungs- und Entscheidungstechnik,
Gestaltung des Strafvollzugs,
Betriebspsychologie, Personalführung,
Psychologie des Strafvollzugs.

(4) Der Kurs 6 umfaßt folgende Gebiete: 
Betriebsstatistik,
Betriebsorganisation,
Marketing,
Personalvertretungsrecht des Öffentlichen Dienstes, 
Bewirtschaftungsprobleme versorgungsintensiver 
Organisationen,
Einführung in die elektronische Datenverarbeitung, 
Gestaltung des Strafvollzugs,
Betriebspsychologische Probleme interner und exter­
ner Verwaltungsvorgänge,
Sozialwissenschaftliches Seminar.

§11
Erster und zweiter berufspraktischer Studienabschnitt 

(Fachpraktikum I und II)
Während der berufspraktischen Studienabschnitte

wird der Studierende folgenden Ausbildungsstationen
zugewiesen:
Arbeitsverwaltung 3 Monate,
Wirtschaftsverwaltung 2 Monate,
Hauptgeschäftsstelle 1 Monat,
Zahlstellenaufsicht und -Über­
wachung 1 Monat,
Grundstücks-, Bau- und Wohnungs­
verwaltung 1 Monat,
Allgemeiner Vollzugsdienst 1 Monat,
Vollzugsgeschäftsstelle 1 Monat,
Vollzugsleitung (Anstaltsleiter, 
Abteilungsleiter, juristischer Mit­
arbeiter) und Vollzugsinspektor 3 Monate,
Sozialdienst, Anstaltslehrer, 
Anstaltspsychologe 1 Monat.
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§12
Begleitende Unterrichtsveranstaltungen

(1) Während des berufspraktischen Studiums hat 
der Studierende an begleitenden Unterrichtsveran­
staltungen teilzunehmen.

(2) Während des ersten berufspraktischen Studien­
abschnitts umfassen die begleitenden Unterrichts­
veranstaltungen folgende Gebiete:
Klausurenkurs aus den Bereichen des Bürgerlichen 
Rechts und des Strafrechts,
Arbeitswesen mit Aufsichtsarbeiten, 
Wirtschaftswesen mit Aufsichtsarbeiten, 
Grundstücks-, Bau- und Wohnungsangelegenheiten, 
Justizverwaltungsvorschriften,
Personalwesen,
Vollzugskunde mit Aufsichtsarbeiten, 
Sozialpsychologie (Übungen in Selbsterfahrung), 
Behandlungsformen,
Erziehungsmethoden im Jugendstrafvollzug, 
Fürsorgeerziehung und Jugendgerichtshilfe.

(3) Während des zweiten berufspraktischen Stu­
dienabschnitts umfassen die begleitenden Unter­
richtsveranstaltungen folgende Gebiete:
Klausurenkurs aus allen für die Anstellungsprüfung 
bedeutsamen Rechtsgebieten,
Arbeitswesen mit Aufsichtsarbeiten, 
Wirtschaftswesen mit Aufsichtsarbeiten, 
Grundstücks-, Bau- und Wohnungsangelegenheiten, 
Justizverwaltungsvorschriften,
Personalwesen,
Vollzugskunde mit Aufsichtsarbeiten,
Soziologie,
Therapeutische Methodendemonstration und Metho­
denanalyse,
Vollzugspsychologie mit Aufsichtsarbeit.

(4) Während des ersten berufspraktischen Studien­
abschnitts sind für begleitende Unterrichtsveranstal­
tungen mindestens 270 Stunden, während des zweiten 
berufspraktischen Studienabschnitts mindestens 360 
Stunden vorzusehen.

§ 13
Beschäftigungsnachweis

Der Anwärter führt für die Dauer der berufsprak­
tischen Ausbildung einen Beschäftigungsnachweis. 
Er hat darin zu vermerken, in welchen Arbeitsgebie­
ten und mit welchen Arbeiten er bei den einzelnen 
Ausbildungsstellen beschäftigt worden ist.

§14
Leitung der Ausbildung

(1) Das Staatsministerium der Justiz leitet die Ge­
samtausbildung. Es hat insbesondere folgende Auf­
gaben :
1. Es entscheidet über die Zulassung zum Vorberei­

tungsdienst (§ 4) oder zum Aufstieg in den gehobe­
nen Dienst (§ 46) und über die Entlassung (§ 18),

2. es beruft die hauptamtlichen Ausbildungsleiter an 
den Ausbildungsbehörden (§ 6 Abs. 1),

3. es entscheidet im Benehmen mit dem Leiter des 
Fachbereichs Rechtspflege über die Verkürzung 
oder Verlängerung von Ausbildungsabschnitten 
(§ 5 Abs. 2) oder Wiederholungsabschnitten (§ 16 
Abs. 3),

4. es weist den Anwärter den einzelnen Ausbildungs­
stätten zu (§ 6 Abs. 1),

5. es regelt in den Fällen des § 16 Abs. 2 Nr. 2 nach 
Einholung der gutachtlichen Äußerung des Leiters 
des Fachbereichs Rechtspflege den weiteren Aus­
bildungsverlauf,

6. es entscheidet in den Fällen des § 18 Abs. 3 Satz 2 
im Benehmen mit dem Leiter des Fachbereichs 
Rechtspflege,

7. es entscheidet in den Fällen des § 17 Abs. 2 Satz 2.
(2) Für die fachtheoretische Ausbildung ist der 

Fachbereich Rechtspflege der Bayerischen Beamten­
fachhochschule verantwortlich. Er stellt den Studien­
plan und die Unterrichtspläne für die fachtheoreti­
schen Studienabschnitte (§ 5 Abs. 1 Nrn. 2 und 4, §§ 9, 
10) auf und legt sie dem Staatsministerium der Justiz 
zur Genehmigung vor. Er sorgt für die ordnungsge­
mäße Durchführung des Unterrichts und erstellt für 
die fachtheoretischen Studienabschnitte die Bewer­
tungen (§15 Abs. 1 Nrn. 1 und 3, Abs. 2).

(3) Für die berufspraktischen Studienabschnitte 
(§ 5 Abs. 1 Nrn. 1, 3 und 5, §§ 8, 11, 12) sind die Leiter 
der Ausbildungsbehörden verantwortlich. Sie sorgen 
für die ordnungsgemäße Durchführung der Ausbil­
dung am Arbeitsplatz und der begleitenden Unter­
richtsveranstaltungen und dafür, daß der Anwärter 
nicht mit ausbildungsfremden Arbeiten befaßt wird.

(4) Die Ausbildungsleiter betreuen die Anwärter 
während der berufspraktischen Studienabschnitte. 
Sie überwachen ihre Tätigkeit am Arbeitsplatz und 
erteilen den begleitenden Unterricht, erforderlichen­
falls unter Mitwirkung von fachlich und pädagogisch 
geeigneten Bediensteten des höheren oder gehobenen 
Justiz- oder Vollzugsdienstes, nach Maßgabe der vom 
Staatsministerium der Justiz im Benehmen mit dem 
Leiter des Fachbereichs Rechtspflege aufgestellten 
Unterrichtspläne. Sie erstellen für die berufsprakti­
schen Studienabschnitte die Bewertungen (§ 15 Abs. 1 
Nrn. 2 und 4, Abs. 2).

(5) Zu Ausbildungsleitern können nur
1. Beamte des höheren Justizdienstes mit Richter­

amtsbefähigung,
2. Beamte einer Laufbahn des höheren Dienstes bei 

den Justizvollzugsanstalten,
3. Beamte des gehobenen Vollzugs- und Verwal­

tungsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten sowie
4. Beamte des gehobenen Justizdienstes
bestellt werden, die die Voraussetzungen des Art. 14 
Abs. 2 und 3 des Bayerischen Beamtenfachhochschul­
gesetzes erfüllen.

§15
Leistungsbewertung

(1) Zur Beurteilung der Leistungen des Anwärters 
werden folgende Bewertungen erteilt:
1. die Zwischenbewertung I zum Abschluß des Fach­

studiums I (§ 5 Abs. 1 Nr. 2, § 9),
2. die Zwischenbewertung II zum Abschluß des Fach­

praktikums I (§ 5 Abs. 1 Nr. 3, § 11),
3. die Zwischenbewertung III zum Abschluß des 

Fachstudiums II (§ 5 Abs. 1 Nr. 4, § 10),
4. die Bewertung gegen Abschluß des Fachprakti­

kums II (§ 5 Abs. 1 Nr. 5, § 11).
(2) Grundlagen für die Bewertungen sind die Lei­

stungen des Anwärters in Übungen und Seminaren, 
seine Mitarbeit im Unterricht sowie seine prakti­
schen Leistungen während der Ausbildung. Besonde­
re Berücksichtigung finden dabei die schriftlichen 
Leistungskontrollen in den fachtheoretischen Stu­
dienabschnitten und in den begleitenden Unter­
richtsveranstaltungen. In den Bewertungen ist fest­
zustellen, ob der Anwärter das Ziel des jeweiligen 
Ausbildungsabschnittes erreicht hat. Die Gesamtlei­
stung ist mit einer Note gemäß § 34 zu bewerten.
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§ 16
Wiederholung von Ausbildungsabschnitten

(1) Der Anwärter kann den Studienabschnitten 
nach § 5 Abs. 1 Nrn. 3 bis 5 nur zugewiesen werden, 
wenn seine Gesamtleistung in den Zwischenbewer­
tungen I, II oder III jeweils mindestens mit ausrei­
chend bewertet worden ist.

(2) Wird ein Anwärter nach § 18 Abs. 1 oder Abs. 3 
Satz 1 nicht entlassen, so gilt für seine weitere Aus­
bildung folgendes:
1. Hat der Anwärter das Ziel des Fachstudiums I 

nicht erreicht, so ist die bisherige Ausbildung zu 
wiederholen. Ist in der Zwischenbewertung II die 
Gesamtleistung schlechter als mit ausreichend be­
wertet, so sind das Fachstudium I (ab Kurs 2) und 
das Fachpraktikum I zu wiederholen. Bei einer Be­
wertung der Gesamtleistung in der Zwischenbe­
wertung III mit einer Note schlechter als ausrei­
chend, hat der Bewerber drei Monate des Fach­
praktikums I und das Fachstudium II zu wiederho­
len.

2. Ist die Bewertung nach § 15 Abs. 1 Nr. 4 schlechter 
als ausreichend, so ist der weitere Verlauf der Aus­
bildung bis zum nächsten Prüfungstermin unter 
Berücksichtigung der Leistungsmängel des An­
wärters besonders zu regeln.
(3) Die in Absatz 2 Nr. 1 bezeichneten Wiederho­

lungsabschnitte können verkürzt oder verlängert 
werden, soweit dies im Hinblick auf die gemeinsame 
Ausbildung der Anwärter erforderlich ist.

§17
Unterbrechung der Ausbildung

(1) Den Anwärtern wird Urlaub nach den jeweils 
geltenden Bestimmungen erteilt. Der jährliche Erho­
lungsurlaub soll von allen Anwärtern gemeinsam zur 
gleichen Zeit eingebracht werden.

(2) Andere Unterbrechungen, die zwei Monate je 
Ausbildungsjahr übersteigen, werden nicht auf die 
Ausbildungszeit angerechnet. In Härtefällen können 
Ausnahmen zugelassen werden.

§ 18
Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst

(1) Der Anwärter kann nach den allgemeinen be­
amtenrechtlichen Vorschriften aus dem Vorberei­
tungsdienst entlassen werden (Art. 43 BayBG).

(2) Erreicht ein Anwärter in einem Studienab­
schnitt (§ 5 Abs. 1 Nrn. 2 bis 5) das Ausbildungsziel 
nicht und wird er nicht nach Absatz 1 entlassen, so 
kann er einen Studienabschnitt einmal wiederholen.

(3) Hat ein Anwärter einen Studienabschnitt be­
reits wiederholt und erreicht er bei dem wiederholten 
oder in einem späteren Abschnitt wieder nicht das 
Ausbildungsziel, so ist er zu entlassen. In besonderen 
Härtefällen können Ausnahmen zugelassen werden.

(4) Aufstiegsbeamte treten in den Fällen, in denen 
Anwärter wegen Nichterreichens des Ausbildungs­
zieles zu entlassen wären, in ihr früheres Beschäfti­
gungsverhältnis zurück.

III. Die Anstellungsprüfung
§19

Allgemeines
(1) Die Prüfung ist Anstellungsprüfung im Sinne 

des Bayerischen Beamtengesetzes. Sie hat Wettbe­
werbscharakter (Art. 94 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung 
des Freistaates Bayern) und soll feststellen, ob der

Anwärter das Ziel der Ausbildung erreicht hat und 
ihm deshalb nach seinen Kenntnissen und seinem 
praktischen Geschick die Befähigung für die Lauf­
bahn des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdien­
stes bei den Justizvollzugsanstalten zugesprochen 
werden kann.

(2) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil.

(3) Die Anstellungsprüfung wird von dem beim 
Staatsministerium der Justiz errichteten Landesju­
stizprüfungsamt durchgeführt. Das Landesjustizprü- 
fungsamt kann sich der Mitarbeit des Bayerischen 
Landesamts für Datenverarbeitung bedienen.

§20
Prüfungsorgane 

Prüfungsorgane sind:
1. Der Prüfungsausschuß,
2. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses,
3. die Prüfungskommission für die mündliche Prü­

fung.
§21

Der Prüfungsausschuß
(1) Der Prüfungsausschuß besteht aus vier Mitglie­

dern, und zwar
1. dem Vorsitzenden,
2. einem Beamten des höheren Justizdienstes mit 

Richteramtsbefähigung oder einem Beamten einer 
Laufbahn des höheren Dienstes bei den Justizvoll­
zugsanstalten,

3. einem Beamten des gehobenen Vollzugs- und Ver­
waltungsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten,

4. einem Beamten des gehobenen Justizdienstes oder 
des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes 
bei den Justizvollzugsanstalten.

Ein Beisitzer ist grundsätzlich hauptamtliche Lehr­
person an der Bayerischen Beamtenfachhochschule, 
Fachbereich Rechtspflege.

(2) Vorsitzender ist der Leiter des Landesjustizprü­
fungsamtes oder ein von ihm bestellter Beamter des 
höheren Justizdienstes mit Richteramtsbefähigung. 
Für die Mitglieder des Prüfungsausschusses wird die 
erforderliche Zahl von Stellvertretern bestellt.

(3) Der Prüfungsausschuß hat folgende Aufgaben:
1. Er entscheidet, wenn die Zulassung zur Prüfung 

versagt werden soll,
2. er wählt die Prüfungsaufgaben aus,
3. er entscheidet über die Zulassung von Hilfsmitteln 

für die schriftliche Prüfung,
4. er entscheidet in den Fällen der §§ 30 und 31,
5. er entscheidet über den Erlaß der Nachfertigung 

von Prüfungsaufgaben und über besondere Anord­
nungen für die Nachholung der mündlichen Prü­
fung (§ 28 Abs. 2 Satz 4, Abs. 3).
(4) Der Prüfungsausschuß entscheidet mit Stim­

menmehrheit; bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden.

§22
Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses

(1) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses hat 
für die Vorbereitung und ordnungsgemäße Durch­
führung der Prüfung zu sorgen. Ihm obliegen insbe­
sondere folgende Aufgaben:
1. er sorgt für die Einteilung der notwendigen Auf­

sichtspersonen bei der schriftlichen Prüfung,
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2. er stellt nach Öffnung des Platznummernverzeich­
nisses die Namen der Verfasser der Prüfungsarbei­
ten fest,

3. er bestimmt die Termine der mündlichen Prüfung 
und bildet die Prüfungskommissionen für die 
mündliche Prüfung,

4. er gibt den Prüfungsteilnehmern die Einzelnoten 
und die Gesamtnote der schriftlichen Prüfung be­
kannt und lädt sie zur mündlichen Prüfung,

5. er erteilt außer in den Fällen des § 21 Abs. 3 Nr. 4 
den Prüfungsteilnehmern, die die Prüfung auf 
Grund des Ergebnisses des schriftlichen Teils oder 
auf Grund des Gesamtergebnisses nicht bestanden 
haben, hierüber einen mit Rechtsbehelfsbelehrung 
versehenen Bescheid,

6. er entscheidet, soweit nicht andere Organe zustän­
dig sind.
(2) Wird die Prüfung unter Einsatz der elektroni­

schen Datenverarbeitung durchgeführt, so hat der 
Vorsitzende insbesondere auch nach der Bewertung 
der Prüfungsaufgaben die von den Prüfern ausge­
füllten Notenlisten zu überprüfen und an das Bayeri­
sche Landesamt für Datenverarbeitung zu übersen­
den sowie diesem und dem Landesjustizprüfungsamt 
die Termine der mündlichen Prüfung und die Zusam­
mensetzung der Prüfungskommissionen mitzuteilen.

(3) Der Vorsitzende ist befugt, anstelle des Prü­
fungsausschusses unaufschiebbare Entscheidungen 
allein zu treffen. Hiervon hat er den Prüfungsaus­
schuß alsbald in Kenntnis zu setzen.

§23
Prüfer

(1) Prüfer sind ohne besondere Bestellung die Mit­
glieder des Prüfungsausschusses und die Stellvertre­
ter.

(2) Als Prüfer können nur bestellt werden
1. Beamte des höheren Justizdienstes mit Richter­

amtsbefähigung,
2. Beamte einer Laufbahn des höheren Dienstes bei 

den Justizvollzugsanstalten,
3. Beamte des gehobenen Vollzugs- und Verwal­

tungsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten,
4. Beamte des gehobenen Justizdienstes,
5. hauptamtliche Lehrpersonen und Lehrbeauftragte 

des Fachbereichs Rechtspflege der Bayerischen 
Beamtenfachhochschule.
(3) Die Prüfer wirken beim Entwerfen von Prü­

fungsaufgaben, bei der Bewertung der schriftlichen 
Arbeiten und bei der Abnahme der mündlichen Prü­
fung mit.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie 
die übrigen Prüfer sind bei Prüfungsentscheidungen 
nicht an Weisungen gebunden; im übrigen unterste­
hen sie in ihrer Eigenschaft als Prüfer der Aufsicht 
des Landespersonalausschusses.

§24
Prüfungskommission für die mündliche Prüfung

(1) Die Prüfungskommission für die mündliche 
Prüfung besteht aus vier Prüfern, und zwar aus
1. zwei Beamten des höheren Dienstes mit Richter­

amtsbefähigung oder einer Laufbahn des höheren 
Dienstes bei den Justizvollzugsanstalten,

2. zwei Beamten des gehobenen Vollzugs- und Ver­
waltungsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten 
oder des gehobenen Dienstes, die gemäß § 23 Abs. 2 
Nrn. 4 und 5 zu Prüfern bestellt sind.

Einer der Prüfer nach Nummer 1 führt den Vorsitz.

(2) Die Prüfungskommission für die mündliche 
Prüfung entscheidet mit Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag.

§25
Bestellung, Amtszeit

(1) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, die 
Stellvertreter und die Prüfer werden vom Leiter des 
Landesjustizprüfungsamtes im Benehmen mit ihrer 
Dienstbehörde, in den Fällen des § 23 Abs. 2 Nr. 5 im 
Benehmen mit dem Leiter des Fachbereichs Rechts­
pflege, auf die Dauer von fünf Jahren bestellt.

(2) Die Mitgliedschaft im Prüfungsausschuß sowie 
die Eigenschaft als Prüfer enden außer durch Zeitab­
lauf mit dem Ausscheiden aus dem Hauptamt oder 
mit der Beendigung der Lehrtätigkeit am Fachbe­
reich Rechtspflege der Bayerischen Beamtenfach­
hochschule. Bei Eintritt in den Ruhestand wegen Er­
reichung der Altersgrenze enden die Mitgliedschaft 
im Prüfungsausschuß und die Eigenschaft als Prüfer 
mit Abschluß der bis dahin ausgeschriebenen Prü­
fungen.

§26
Zulassung zur Prüfung

(1) Ist anzunehmen, daß der Anwärter das Ziel des 
Fachpraktikums II (§ 5 Abs. 1 Nr. 5) erreichen wird, 
so schlägt ihn der Leiter der Ausbildungsanstalt zur 
Anstellungsprüfung vor. Uber die Zulassung ent­
scheidet unbeschadet des § 21 Abs. 3 Nr. 1 der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses.

(2) Die schriftliche Prüfung kann schon im letzten 
Monat des Vorbereitungsdienstes stattfinden. Wer 
den Vorbereitungsdienst noch nicht vollständig abge­
leistet hat oder sich noch nicht im letzten Monat des 
Vorbereitungsdienstes befindet, kann auf Antrag 
vorzeitig zur Prüfung zugelassen werden, wenn er 
den Vorbereitungsdienst bis zum Tag seiner münd­
lichen Prüfung beenden wird.

(3) Die Zulassung ist zu versagen, solange gegen 
den Bewerber eine Freiheitsentziehung vollzogen 
wird.

(4) Die Zulassung kann widerrufen werden, wenn 
sich zeigt, daß der Bewerber dauernd prüfungsunfä­
hig ist.

(5) Die Entscheidung über die Zulassung ist dem 
Bewerber schriftlich mitzuteilen; eine Ablehnung 
oder ein Widerruf sind zu begründen.

§27
Rücktritt und Versäumnis

(1) Tritt ein Prüfungsteilnehmer nach Zulassung 
und vor Beginn der Prüfung zurück oder versäumt er 
den schriftlichen Teil der Prüfung, so gilt die Prü­
fung als abgelegt und nicht bestanden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein Prüfungs­
teilnehmer den mündlichen Teil der Prüfung ganz 
oder teilweise versäumt.

(3) Erscheint ein Prüfungsteilnehmer ohne genü­
gende Entschuldigung zur Bearbeitung einer einzel­
nen schriftlichen Aufgabe nicht oder gibt er ohne ge­
nügende Entschuldigung eine schriftliche Bearbei­
tung nicht oder nicht rechtzeitig ab, so wird sie mit 
der Note 6 bewertet.

§28
Verhinderung

(1) Kann ein Prüfungsteilnehmer aus Gründen, die 
er nicht zu vertreten hat, den schriftlichen oder den 
mündlichen Teil der Prüfung nicht oder nicht voll­
ständig ablegen, so gilt folgendes;
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1. Hat der Prüfungsteilnehmer weniger als fünf 
schriftliche Aufgaben bearbeitet, so gilt die Prü­
fung als nicht abgelegt.

2. Hat der Prüfungsteilnehmer mindestens fünf 
schriftliche Aufgaben bearbeitet, so gilt die schrift­
liche Prüfung als abgelegt. An Stelle der nicht be­
arbeiteten schriftlichen Aufgaben sind innerhalb 
einer vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu bestimmenden Zeit entsprechende Ersatzarbei­
ten nachzufertigen. Eine nicht oder nicht vollstän­
dig abgelegte mündliche Prüfung ist in vollem Um­
fang innerhalb einer vom Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses zu bestimmenden Zeit nachzuho­
len.
(2) Eine Verhinderung im Sinne des Absatzes 1 ist 

unverzüglich geltend zu machen und nachzuweisen, 
im Falle der Verhinderung durch Krankheit mit ei­
nem amtsärztlichen Zeugnis. Die Geltendmachung 
einer Verhinderung beim schriftlichen Teil der Prü­
fung ist auf jeden Fall ausgeschlossen, wenn nach 
Abschluß des schriftlichen Teils der Prüfung ein Mo­
nat verstrichen ist. Bei einer Verhinderung in der 
mündlichen Prüfung ist die Geltendmachung nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses der mündlichen Prü­
fung ausgeschlossen. In Fällen besonderer Härte 
kann der Prüfungsausschuß auf Antrag die Nachfer­
tigung von schriftlichen Arbeiten erlassen oder be­
sondere Anordnungen für die Nachholung der münd­
lichen Prüfung treffen.

(3) Ist einem Prüfungsteilnehmer aus wichtigen 
Gründen die Ablegung des schriftlichen oder des 
mündlichen Teils der Prüfung nicht oder nicht voll­
ständig zuzumuten, so kann auf Antrag sein Fern­
bleiben genehmigt werden. Die Absätze 1 und 2 gel­
ten sinngemäß.

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und des Ab­
satzes 3 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 ist der Prü­
fungsteilnehmer verpflichtet, den Vorbereitungs­
dienst fortzusetzen. Das Staatsministerium der Justiz 
regelt die Fortsetzung des Vorbereitungsdienstes.

§29
Ausschluß von der Teilnahme an der Prüfung

(1) Von der Teilnahme an der Prüfung ist ein Be­
werber insoweit ausgeschlossen, als gegen ihn eine 
Freiheitsentziehung vollzogen wird.

(2) Von der Teilnahme an der Prüfung kann ein Be­
werber ganz oder teilweise ausgeschlossen werden, 
wenn er
1. den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört 

oder zu stören versucht,
2. an einer Krankheit leidet, die die Gesundheit ande­

rer ernstlich gefährden oder den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Prüfung ernstlich beeinträchtigen wür­
de.
(3) Die Entscheidung trifft der Vorsitzende des 

Prüfungsausschusses.
(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2 gelten 

die Vorschriften der §§ 27 und 28, in dem Fall des Ab­
satzes 2 Nr. 1 die Vorschriften des § 27 entsprechend.

§30
Mängel im Prüfungsverfahren

(1) Erweist sich, daß das Prüfungsverfahren mit 
Mängeln behaftet war, die die Chancengleichheit er­
heblich verletzt haben, so kann der Prüfungsaus­
schuß auf Antrag eines Prüfungsteilnehmers oder 
von Amts wegen anordnen, daß von einem bestimm­
ten Prüfungsteilnehmer oder von allen Prüfungsteil­
nehmern die Prüfung oder einzelne Teile derselben 
zu wiederholen sind.

(2) Ein Antrag nach Absatz 1 ist unverzüglich zu 
stellen. Der Antrag ist ausgeschlossen, wenn seit dem 
Abschluß des Teiles des Prüfungsverfahrens, der mit 
Mängeln behaftet war, ein Monat verstrichen ist.

(3) Sechs Monate nach Abschluß der Prüfung darf 
der Prüfungsausschuß von Amts wegen Anordnun­
gen nach Absatz 1 nicht mehr treffen.

§31
Unterschleif und Beeinflussungsversuch

(1) Versucht ein Prüfungsteilnehmer das Ergebnis 
einer Prüfungsarbeit durch Unterschleif, Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu ei­
genem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, so ist 
seine Arbeit mit der Note 6 zu bewerten. In schweren 
Fällen ist der Prüfungsteilnehmer von der Prüfung 
auszuschließen; er hat die Prüfung nicht bestanden. 
Der Besitz nicht zugelassener Hilfsmittel nach Aus­
gabe der Prüfungsaufgaben stellt einen Unterschleif 
dar, sofern der Prüfungsteilnehmer nicht nachweist, 
daß der Besitz weder auf Vorsatz noch auf Fahrläs­
sigkeit beruht.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die mündliche 
Prüfung.

(3) Ist die Prüfung bereits durch Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses beendet, so ist sie, sofern die 
Voraussetzungen der Absätze 1 oder 2 gegeben sind, 
nachträglich für nicht bestanden zu erklären oder 
das Prüfungsergebnis entsprechend zu berichtigen. 
Das Prüfungszeugnis ist einzuziehen.

(4) Ein Prüfungsteilnehmer, der einen Prüfer oder 
eine mit der Feststellung des Prüfungsergebnisses 
beauftragte Person zu seinem Vorteil zu beeinflussen 
versucht, hat die Prüfung nicht bestanden.

§32
Schriftliche Prüfung

(1) In der schriftlichen Prüfung hat der Prüfungs­
teilnehmer an acht Tagen je eine schriftliche Arbeit 
unter Aufsicht zu fertigen. Die Arbeitszeit beträgt 
jeweils fünf Stunden.

(2) Der Prüfungsteilnehmer hat zu bearbeiten:
1. eine Aufgabe aus dem Gebiet der Gestaltung des 

Strafvollzugs,
2. eine Aufgabe aus dem Gebiet der Gestaltung des 

Strafvollzugs unter besonderer Berücksichtigung 
des Wirtschaftswesens der Justizvollzugsanstalten,

3. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Arbeitswesens 
der Justizvollzugsanstalten unter Berücksichti­
gung betriebswirtschaftlicher Probleme,

4. eine Aufgabe aus dem Gebiet der Psychologie des 
Strafvollzugs und der Soziologie,

5. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Personalwesens 
und der Betriebspsychologie,

6. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Bürgerlichen 
Rechts und des Handelsrechts,

7. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Straf- und Straf­
verfahrensrechts einschließlich des Jugendstraf­
rechts und der Strafvollstreckung,

8. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Verfassungs­
rechts, des Verwaltungsrechts und der Verwal­
tungslehre oder mit politischer, wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Fragestellung. Die Aufgabe 
soll Bezug zur beruflichen Tätigkeit im Justizvoll­
zugsdienst haben. Sie kann auch die Behandlung 
eines theoretischen Themas zum Gegenstand ha­
ben. In diesem Fall werden drei Aufgaben zur Aus­
wahl gestellt.
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(3) Die Prüfungsteilnehmer dürfen nur die vom 
Prüfungsausschuß zugelassenen Hilfsmittel benüt­
zen. Sie haben die Hilfsmittel selbst zu beschaffen.

(4) Die Prüfungsaufgaben werden einheitlich ge­
stellt und sind von den Prüflingen zur selben Zeit zu 
bearbeiten.

§33
Bewertung der Prüfungsarbeiten

(1) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden je 
von zwei Prüfern selbständig mit den Noten des § 34 
bewertet.

(2) Können sich die Prüfer über die Bewertung ei­
ner Prüfungsarbeit nicht einigen, so hat der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses den Stichentscheid zu 
treffen oder durch einen anderen Prüfer herbeizu­
führen.

(3) Die mit der Prüfungsaufsicht beauftragten Per­
sonen dürfen nicht zur Bewertung der Prüfungsar­
beiten herangezogen werden, bei deren Anfertigung 
sie Aufsicht geführt haben.

(4) Ist ein für die Bewertung von Prüfungsarbeiten 
bestimmter Prüfer aus wichtigem Grund, insbeson­
dere wegen schwerer Krankheit, nicht mehr in der 
Lage, die Bewertung der ihm zugeteilten Prüfungs­
arbeiten durchzuführen, so wird er durch einen ande­
ren Prüfer ersetzt. Sofern der ausgeschiedene Prüfer 
bereits ein Drittel der ihm zur Erstbewertung zuge­
teilten Prüfungsarbeiten bewertet hat, bleiben die 
von ihm vorgenommenen Bewertungen in Kraft und 
brauchen nicht wiederholt zu werden.

§34
Prüfungsnoten

Entsprechend § 25 der Allgemeinen Prüfungsord­
nung vom 17. Oktober 1962 (GVB1 S. 261), geändert 
durch Verordnung vom 24. November 1964 (GVB1 
S. 195), gelten folgende Noten:
sehr gut (1) = eine besonders hervorra­

gende Leistung,
gut (2) = eine erheblich über dem 

Durchschnitt liegende Lei­
stung,

befriedigend (3) = eine über dem Durchschnitt 
liegende Leistung,

ausreichend (4) = eine Leistung, die durch­
schnittlichen Anforderungen 
entspricht,

mangelhaft (5) = eine Leistung mit erheb­
lichen Mängeln,

ungenügend (6) = eine völlig unbrauchbare 
Leistung.

§35
Ergebnis der schriftlichen Prüfung, 

Ausschluß von der mündlichen Prüfung
(1) Für die schriftliche Prüfung wird eine auf zwei 

Dezimalstellen zu errechnende Gesamtnote gebildet; 
dabei wird eine sich ergebende dritte Dezimalstelle 
nicht berücksichtigt. Die Gesamtnote errechnet sich 
aus der Summe der Noten der schriftlichen Arbeiten 
geteilt durch acht.

(2) Wer in der schriftlichen Prüfung eine schlechte­
re Gesamtnote als ausreichend erhalten oder in mehr 
als der Hälfte der schriftlichen Arbeiten schlechter 
als ausreichend gearbeitet hat, ist von der mündli­
chen Prüfung ausgeschlossen; er hat die Prüfung 
nicht bestanden. Das Ergebnis wird ihm schriftlich 
mitgeteilt.

(3) Die Einzelnoten und die Gesamtnote der schrift­
lichen Prüfung werden den Prüfungsteilnehmern 
spätestens mit der Ladung zur mündlichen Prüfung 
schriftlich bekanntgegeben.

(4) Bei Erlaß einzelner Arbeiten verringern sich die 
Teilungszahl acht nach Absatz 1 und die für die Be­
rechnung der Hälfte nach Absatz 2 maßgebliche Zahl 
der Arbeiten entsprechend.

§36
Mündliche Prüfung

(1) Die Mitglieder der Prüfungskommission müssen 
während der mündlichen Prüfung ständig anwesend 
sein.

(2) Für jeden Prüfungsteilnehmer ist eine Gesamt­
prüfungsdauer von etwa 50 Minuten vorzusehen. 
Mehr als fünf Prüfungsteilnehmer dürfen nicht ge­
meinsam geprüft werden.

(3) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die 
Gebiete des § 32 Abs. 2. Die Prüfung ist vorwiegend 
Verständnisprüfung.

§37
Bewertung der mündlichen Prüfung

(1) In der mündlichen Prüfung sind vier Einzelno­
ten unter Verwendung der Notenstufen des § 34 zu 
erteilen, und zwar je eine Note für die Gebiete
1. allgemeine Gestaltung des Strafvollzugs und Psy­

chologie des Strafvollzugs,
2. Arbeits- und Wirtschaftswesen der Justizvollzugs­

anstalten, Betriebswirtschaft und Bürgerliches 
Hecht,

3. Straf- und Strafverfahrensrecht einschließlich Ju­
gendstrafrecht und Strafvollstreckung,

4. Grundfragen des Verfassungs- und Verwaltungs­
rechts, Verwaltungslehre, Beamten- und Personal­
recht, Fragen aus Politik, Wirtschaft und Gesell­
schaft.
(2) Über die Prüfungsleistungen in der mündlichen 

Prüfung wird in gemeinsamer Beratung aller Prüfer 
mit Stimmenmehrheit entschieden. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

§38
Prüfungsgesamtnote

(1) Nach der mündlichen Prüfung setzt die Prü­
fungskommission die auf zwei Dezimalstellen zu er­
rechnende Prüfungsgesamtnote fest; dabei wird eine 
sich ergebende dritte Dezimalstelle nicht berücksich­
tigt. Die Prüfungsgesamtnote ergibt sich aus der Sum­
me der Einzelnoten der schriftlichen und der münd­
lichen Prüfung geteilt durch zwölf.

(2) Entsprechend § 26 Abs. 5 der Allgemeinen Prü­
fungsordnung erhalten die Prüfungsteilnehmer als 
Prüfungsnote folgende Note
sehr gut 

gut

befriedigend

ausreichend

mangelhaft

ungenügend

mit einer Prüfungsgesamtnote 
bis 1,50,
mit einer Prüfungsgesamtnote
von 1,51 bis 2,50,
mit einer Prüfungsgesamtnote
von 2,51 bis 3,50,
mit einer Prüfungsgesamtnole
von 3,51 bis 4,50,
mit einer Prüfungsgesamtnote
von 4,51 bis 5,50,
mit einer Prüfungsgesamtnote
über 5,50.
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(3) Der Vorsitzende der Prüfungskommission gibt 
die Noten der mündlichen Prüfung und die Prüfungs­
gesamtnote am Schluß der mündlichen Prüfung be­
kannt. Damit ist die Prüfung abgelegt.

(4) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn die Prü­
fungsgesamtnote schlechter als ausreichend ist.

(5) Bei Erlaß einzelner Arbeiten verringert sich die 
Teilungszahl zwölf nach Absatz 1 entsprechend.

(6) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung auf Grund 
der Prüfungsgesamtnote nicht bestanden haben, er­
halten hierüber einen schriftlichen Bescheid.

§39
Prüfungszeugnis

(1) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein 
Zeugnis, aus dem die erzielte Prüfungsgesamtnote 
nach Notenstufe und Zahlenwert ersichtlich ist. Prü­
fungsteilnehmern, die die Prüfung mit der Notenstu­
fe „ausreichend“ bestanden haben, wird das Zeugnis 
dahin erteilt, daß sie die Prüfung bestanden haben.

(2) Das Prüfungszeugnis erteilt der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses.

§40
Festsetzung der Platznummern

(1) Für jeden Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung 
bestanden hat, ist auf Grund seiner Prüfungsgesamt­
note eine Platznummer festzusetzen. Bei gleicher 
Prüfungsgesamtnote erhält der Prüfungsteilnehmer 
mit dem besseren Ergebnis in der schriftlichen Prü­
fung die niedrigere Platznummer; bei gleichem Er­
gebnis auch in der schriftlichen Prüfung wird die 
gleiche Platznummer erteilt. In diesem Fall erhält 
der nächstfolgende Teilnehmer die Platznummer, die 
sich ergibt, wenn die mehreren gleichen Platznum­
mern fortlaufend weitergezählt werden.

(2) Der Prüfungsteilnehmer erhält eine Bescheini­
gung über die Platznummer, in der anzugeben ist, 
wie viele Prüfungsteilnehmer sich der Prüfung un­
terzogen und wie viele die Prüfung bestanden haben. 
Wird die gleiche Platznummer an mehrere Prüfungs­
teilnehmer erteilt, so ist auch deren Zahl anzugeben.

§41
Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst

(1) Der Vorbereitungsdienst und damit das Beam­
tenverhältnis auf Widerruf enden nach Ablegung der 
Prüfung
1. mit der Aushändigung des Prüfungszeugnisses,
2. mit dem Empfang der schriftlichen Mitteilung über

das Nichtbestehen der Prüfung.
(2) Wird dem Anwärter die Urkunde über die An­

stellung zum Beamten auf Probe vor Aushändigung 
des Prüfungszeugnisses ausgehändigt, so enden der 
Vorbereitungsdienst und das Beamtenverhältnis auf 
Widerruf spätestens mit dem Ernennungszeitpunkt.

(3) Aufstiegsbeamte treten bei Nichtbestehen der 
Prüfung in ihr früheres Beschäftigungsverhältnis zu­
rück.

§42
Wiederholung der Prüfung

(1) Ein Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung nicht 
bestanden hat oder dessen Prüfung als nicht bestan­
den gilt, kann die Prüfung einmal wiederholen.

(2) Die Prüfung ist im gesamten Umfang zu wie­
derholen.

(3) Die Wiederholung ist erst im nächsten ordentli­
chen Prüfungstermin möglich. Sie setzt die erfolgrei­
che Ableistung des Ergänzungsvorbereitungsdienstes 
voraus.

(4) Der Vorsitzende der Prüfungskommission für 
die mündliche Prüfung muß bei der Wiederholungs­
prüfung ein anderer sein als im Termin der nicht be­
standenen Prüfung.

§43
Wiederholung der Prüfung zur Notenverbesserung
(1) Ein Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung bei 

erstmaliger Ablegung bestanden hat, kann die Prü­
fung zur Verbesserung der Note einmal wiederholen. 
Die Wiederholungsprüfung ist im nächsten Prü­
fungstermin abzulegen. Der Antrag auf Zulassung ist 
innerhalb von drei Monaten nach dem Tag der münd­
lichen Prüfung beim Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zu stellen.

(2) § 42 Abs. 2 und 4 gelten entsprechend.
(3) Wer zur Verbesserung der Note zur Prüfung zu­

gelassen ist, kann bis zum Beginn der mündlichen 
Prüfung auf die Fortsetzung des Prüfungsverfahrens 
verzichten. Die Prüfung gilt dann als nicht abgelegt; 
sie kann nicht wiederholt werden. Als Verzicht gilt, 
wenn der Prüfungsteilnehmer ohne genügende Ent­
schuldigung zur Bearbeitung einer schriftlichen Auf­
gabe oder zur mündlichen Prüfung nicht erscheint; 
dies gilt nicht, wenn er binnen 10 Tagen nach Ab­
schluß des betreffenden Prüfungsteils schriftlich ge­
genüber dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
widerspricht.

(4) Der Prüfungsteilnehmer entscheidet, welches 
Prüfungsergebnis er gelten lassen will. Wählt er das 
Ergebnis der Wiederholungsprüfung, so bleiben die 
Rechtsfolgen aus der erstmals abgelegten Prüfung 
unberührt. Wird binnen einer Woche nach dem Tag 
der mündlichen Prüfung keine Wahl getroffen, so gilt 
das bessere Prüfungsergebnis als gewählt.

§44
Ergänzungsvorbereitungsdienst

(1) Ein Anwärter, der die zum ersten Mal nicht be­
standene Prüfung wiederholen will, hat in einem 
weiteren Vorbereitungsdienst grundsätzlich den ge­
samten zweiten berufspraktischen Studienabschnitt 
zu wiederholen. Der Antrag auf erneute Aufnahme in 
den Vorbereitungsdienst ist binnen eines Monats 
nach Empfang der Mitteilung über das erstmalige 
Nichtbestehen beim Staatsministerium der Justiz zu 
stellen.

(2) Das Staatsministerium der Justiz regelt die Ein­
teilung des Ergänzungsvorbereitungsdienstes im Be­
nehmen mit dem Leiter des Fachbereichs Rechts­
pflege der Bayerischen Beamtenfachhochschule.

IV. Besondere Bestimmungen
§45

Prüfungsvergünstigungen
(1) Die Gewährung von Prüfungsvergünstigungen 

richtet sich nach § 34 der Allgemeinen Prüfungsord­
nung. Mit dem Antrag ist ein amtsärztliches Zeugnis 
vorzulegen, aus dem sich Art und Ausmaß der Prü­
fungsbehinderung (insbesondere Schreibbehinde­
rung) ergibt.

(2) Anträge auf Prüfungsvergünstigungen sind 
spätestens vier Wochen vor Beginn der schriftlichen 
Prüfung einzureichen. Verspätete Anträge können 
zurückgewiesen werden, wenn die Verspätung auf ei­
nem Verschulden des Prüfungsteilnehmers beruht.
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§46
Aufstiegsbeamte

(1) Der zum Aufstieg zugelassene und zum Studium 
an der Beamtenfachhochschule berechtigte Beamte 
des mittleren Dienstes wird drei Jahre in die Aufga­
ben des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdien­
stes bei den Justizvollzugsanstalten eingeführt. Er 
nimmt während der Einführungszeit am fachtheore­
tischen Studium der Beamtenfachhochschule und am 
berufspraktischen Studium mit begleitenden Unter­
richtsveranstaltungen teil. Die Bestimmungen dieser 
Verordnung über das fachtheoretische und das be­
rufspraktische Studium sowie über die Prüfung fin­
den entsprechende Anwendung.

(2) Die Einführungszeit kann durch Anrechnung 
der Zeit der Tätigkeit im mittleren Dienst bis zu ei­
ner Dauer von sechs Monaten auf die berufsprakti­
schen Studienzeiten verkürzt werden. Uber die An­
rechnung entscheidet das Staatsministerium der Ju­
stiz.

V. Übergangs- und Schlußbestimmungen
§47

Übergangsregelung
(1) Die Anwärter des Einstellungsjahrgangs 1974 

und früherer Einstellungsjahrgänge werden nach 
den bisherigen Vorschriften ausgebildet und geprüft. 
Soweit Anwärter an der Anstellungsprüfung 1977 
nicht oder erfolglos teilnehmen, bestimmen sich die 
weitere Ausbildung und die Prüfung nach den Vor­
schriften dieser Verordnung. Auch wer an der An­
stellungsprüfung 1978 zum Zwecke der Notenverbes­
serung teilnimmt, legt sie nach den Vorschriften die­
ser Verordnung ab.

(2) Die Anwärter des Einstellungsjahrgangs 1975 
werden nach dieser Verordnung ausgebildet, soweit 
dies unter Berücksichtigung des bereits abgeleisteten 
Vorbereitungsdienstes möglich ist. Das Fachstudium 
beträgt 18 Monate. Das Staatsministerium der Justiz 
trifft die erforderlichen Uberleitungsbestimmungen. 
Die Anwärter werden nach den Vorschriften dieser 
Verordnung geprüft.

(3) Soweit Anwärter des Einstellungsjahrgangs 
1975 oder früherer Einstellungsjahrgänge einem 
nachfolgenden Einstellungsj ahrgang zuzuweisen 
sind, regelt das Staatsministerium der Justiz im Be­
nehmen mit dem Leiter des Fachbereichs Rechtspfle­
ge den Ausbildungsablauf im einzelnen.

(4) Abweichend von § 4 dieser Verordnung kann bis 
zum 30. September 1977 zur Ausbildung zugelassen 
werden, wer nach Art. 21 des Bayerischen Beamten­
fachhochschulgesetzes das Studium beginnen kann.

(5) Die Amtszeit des bisherigen Prüfungsausschus­
ses endet mit dem 31. März 1977.

§48
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep­
tember 1976 in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Ausbildungs­
und Prüfungsordnung für den gehobenen Verwal­
tungsdienst bei den Justizvollzugsanstalten vom 
30. Dezember 1965 (GVB1 1966 S. 55), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 10. März 1976 (GVB1 S. 92), 
außer Kraft.

München, den 2. Dezember 1976

Bayerisches Staatsministerium der Justiz
Dr. Hillermeier, Staatsminister

Zulassungs-,
Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für den mittleren Justizdienst 
(ZAPO/mJD)

Vom 2. Dezember 1976
Auf Grund von Art. 19 Abs. 2, Art. 115 Abs. 2 Satz 2 

Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) 
und § 23 der Laufbahnverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 1971 (GVB1 S. 96), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 21. Mai 1974 
(GVB1 S. 229), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium der Justiz im Einvernehmen mit dem Bayeri­
schen Staatsministerium der Finanzen und dem Lan­
despersonalausschuß folgende Verordnung:

Inhaltsübersicht
I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Einstellungsvoraussetzungen 
§ 3 Praktikum 
§ 4 Einstellungsbehörden 
§ 5 Dienstbezeichnung 
§ 6 Ausbildungsstellen 
§ 7 Ausbildende 
§ 8 Lehrkräfte 
§ 9 ziel der Ausbildung

II. Gliederung des Vorbereitungsdienstes 

§ 10 Ausbildungsabschnitte 
8 11 Praktische Ausbildung
§ 12 Lehrveranstaltungen während der fachtheoretischen 

Ausbildung
§ 13 Stoffpläne, Arbeitsanleitungen, Unterrichtsplan
§ 14 Inhalt der Ausbildung
§ 15 Beschäftigungstagebuch
§ 16 Unterbrechung der Ausbildung
§ 17 Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst
§ 18 Ausbildungszeugnisse
§ 19 Wiederholung von Ausbildungsabschnitten

III. Die Anstellungsprüfung 

§ 20 Allgemeines 
§ 21 Prüfungsorgane 
§ 22 Der Prüfungsausschuß 
§ 23 Die örtlichen Prüfungsleiter 
§ 24 Prüfer
§ 25 Prüfungskommission für die mündliche Prüfung 
§ 26 Bestellung, Amtszeit 
§ 27 Zulassung zur Prüfung 
§ 28 Rücktritt und Versäumnis 
§ 29 Verhinderung
§ 30 Ausschluß von der Teilnahme an der Prüfung 
§ 31 Mängel im Prüfungsverfahren 
§ 32 Unterschleif und Beeinflussungsversuch 
§ 33 Schriftliche Prüfung 
§ 34 Bewertung der Prüfungsarbeiten 
§ 35 Prüfungsnoten
§ 36 Ergebnis der schriftlichen Prüfung, Ausschluß von der 

mündlichen Prüfung 
§ 37 Mündliche Prüfung 
§ 38 Bewertung der mündlichen Prüfung 
§ 39 Prüfungsgesamtnote 
§ 40 Prüfungszeugnis 
§ 41 Festsetzung der Platznummern 
§ 42 Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst 
§ 43 Wiederholung der Prüfung
§ 44 Wiederholung der Prüfung zur Notenverbesserung 
§ 45 Ergänzungsvorbereitungsdienst

IV. Besondere Bestimmungen 

§ 46 Prüfungsvergünstigungen 
§ 47 Ubergangsregelung 
§ 48 Inkrafttreten



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 1/1977 11

I. Allgemeine Vorschriften

§1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Laufbahn des 
mittleren Justizdienstes in Bayern.

(2) Soweit sie keine Regelung enthält, gelten die 
Vorschriften der Laufbahnverordnung und der All­
gemeinen Prüfungsordnung in ihrer jeweiligen Fas­
sung.

§2
Einstellungsvoraussetzungen

(1) In den Vorbereitungsdienst für die Laufbahn 
des mittleren Dienstes kann eingestellt werden, wer
1. die Voraussetzungen für die Berufung in das Be­

amtenverhältnis auf Widerruf erfüllt,
2. mindestens 16 und höchstens 30 Jahre alt ist,
3. ein Zeugnis über den erfolgreichen Besuch einer 

öffentlichen oder staatlich anerkannten Realschule 
oder eine andere als gleichwertig anerkannte 
Schulbildung besitzt und

4. die Einstellungsprüfung bestanden hat.
(2) Inhaber von Eingliederungs- oder Zulassungs­

scheinen können abweichend von Absatz 1 Nr. 2 in 
den Vorbereitungsdienst eingestellt werden, auch 
wenn sie älter als 30 Jahre sind.

(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 3 kann in den Vor­
bereitungsdienst eingestellt werden, wer den qualifi­
zierenden Abschluß einer Hauptschule nachweist 
oder eine entsprechende Schulbildung besitzt und ein 
einjähriges Praktikum als Dienstanfänger (Art. 27 
BayBG) abgeleistet hat. Auf das Praktikum können 
Zeiten einer förderlichen Tätigkeit oder Schulbil­
dung angerechnet werden; über die Anrechnung ent­
scheiden die Einstellungsbehörden.

(4) Der Bewerber hat die erforderlichen Kenntnisse 
der Kurzschrift und der Maschinenschrift nachzu­
weisen. Auf Antrag kann ihm gestattet werden, diese 
Nachweise bis zu einem von der Einstellungsbehörde 
festzusetzenden Zeitpunkt nachzubringen.

(5) Die Vorschriften über den Aufstieg bleiben un­
berührt. Über die Zulassung entscheidet der Präsi­
dent des Oberlandesgerichts.

§3
Praktikum

(1) Das Praktikum (§ 2 Abs. 3) bereitet den Dienst­
anfänger auf den Eintritt in den Vorbereitungsdienst 
vor. Es führt ihn an die Aufgaben des mittleren Ju­
stizdienstes heran und macht ihn mit dem Aufbau 
und der Arbeitsweise des Amtsgerichts vertraut. Bei 
Abschluß des Praktikums stellt der Vorstand des 
Amtsgerichts fest, ob der Dienstanfänger für den 
Vorbereitungsdienst geeignet erscheint.

(2) Der Dienstanfänger führt die Bezeichnung 
„Verwaltungsschüler“.

(3) Der Verwaltungsschüler wird mit einfacheren 
Tätigkeiten (Registratur- und Kanzleiarbeiten, Kar­
teiführung, Rechenarbeiten und dgl.) beschäftigt.

(4) Der Dienstanfänger erhält monatlich minde­
stens 4 Stunden Unterricht in ausgewählten Rechts­
gebieten. Zu Beginn des Praktikums ist er in das 
Dienstrecht, in die Aufgaben des Amtsgerichts und in 
die Allgemeine Dienstordnung einzuführen.

(5) Die allgemeinen Bestimmungen über die Ausbil­
dung der Beamten auf Widerruf im Vorbereitungs­
dienst gelten entsprechend.

§4
Einstellungsbehörden

Einstellungsbehörden sind die Präsidenten der 
Oberlandesgerichte.

§5
Dienstbezeichnung

Der zur Ableistung des Vorbereitungsdienstes in 
das Beamtenverhältnis auf Widerruf berufene Be­
werber führt die Dienstbezeichnung „Justizassistent­
anwärter“.

§6
Ausbildungsstellen

(1) Die Einstellungsbehörden sind zugleich Ausbil­
dungsleitstellen für ihren Bereich. Die Ausbildungs­
leitstellen regeln die praktische Ausbildung bei den 
zu ihrem Bereich gehörenden Gerichten und Staats­
anwaltschaften.

(2) Für die praktische Ausbildung bestimmt das 
Staatsministerium der Justiz Ausbildungsgerichte 
und -Staatsanwaltschaften.

(3) Die fachtheoretische Ausbildung findet in der 
Regel an der Bayerischen Justizschule Pegnitz statt.

(4) Die in den Absätzen 2 und 3 genannten Ausbil­
dungsstellen arbeiten bei der Vorbereitung und 
Durchführung der die praktische Ausbildung beglei­
tenden Lehrveranstaltungen (dienstbegleitende 
Lehrveranstaltungen) zusammen.

§7
Ausbildende

(1) Die Ausbildungsleitstelle bestellt bei jedem 
Ausbildungsgericht (Ausbildungsstaatsanwaltschaft) 
einen Ausbildungsleiter.

(2) Der Ausbildungsleiter lenkt und überwacht die 
Ausbildung der Anwärter. Er hat sich laufend vom 
Stand der Ausbildung jedes Anwärters zu überzeu­
gen und eine sorgfältige Ausbildung sicherzustellen.

(3) Der Vorstand des Ausbildungsgerichts (der Aus­
bildungsstaatsanwaltschaft) bestimmt im Einverneh­
men mit dem Ausbildungsleiter die Beschäftigten, 
denen Anwärter zur Ausbildung am Arbeitsplatz zu­
gewiesen werden. Diese sind für einen ausbildungs­
fördernden Einsatz der Anwärter in ihrem Bereich 
verantwortlich und haben die Anwärter bei der Ein­
haltung ihrer Dienstpflichten zu überwachen. Es sol­
len ihnen nicht mehr Anwärter zugeordnet werden, 
als sie zuverlässig ausbilden können.

(4) Mit der Ausbildung soll nur betraut werden, 
wer über die erforderlichen Kenntnisse und Fähig­
keiten verfügt und nach seiner Persönlichkeit geeig­
net ist.

§8
Lehrkräfte

Das Staatsministerium der Justiz bestellt auf Vor­
schlag der Präsidenten der Oberlandesgerichte als 
Lehrkräfte für die fachtheoretische Ausbildung 
hauptamtliche Lehrpersonen sowie Lehrbeauftragte.

§9
Ziel der Ausbildung

(1) Der Vorbereitungsdienst bereitet den Anwärter 
auf seine Verantwortung in der freiheitlichen demo­
kratischen Grundordnung vor und führt ihn zur Be­
rufsbefähigung. Er vermittelt die berufliche Grund­
bildung sowie die fachlichen Kenntnisse, Methoden 
und berufspraktischen Fähigkeiten, die der Anwärter 
zur Erfüllung der Aufgaben in seiner Laufbahn be-
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nötigt. Die Fähigkeit zur selbständigen Wissenser­
weiterung und zum Erkennen und Lösen neuer Pro­
bleme soll geweckt und gefördert werden.

(2) Das Ziel des Vorbereitungsdienstes bestimmt 
Art und Umfang der Arbeiten, die dem Anwärter 
während der praktischen Ausbildung zu übertragen 
sind. Der Anwärter ist mit den wesentlichen Arbeiten 
seines späteren Tätigkeitsbereichs vertraut zu ma­
chen und zu deren selbständiger Erledigung anzulei­
ten. Zur Vertretung und zur Aushilfe darf er nur aus­
nahmsweise herangezogen werden.

II. Gliederung des Vorbereitungsdienstes

§10
Ausbildungsabschnitte

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre und 
beginnt regelmäßig am 1. September. Er umfaßt
1. die praktische Ausbildung von 20 Monaten,
2. die fachtheoretische Ausbildung von 4 Monaten.

(2) Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in folgen­
de Ausbildungsabschnitte:
1. praktische Ausbildung I

2. fachtheoretischer Lehrgang A

3. praktische Ausbildung II

4. fachtheoretischer Lehrgang B

(Dauer mindestens 7 
und höchstens 10 
Monate),
(Dauer in der Regel 
2 Monate),
(Dauer in der Regel 
6 Monate),
(Dauer in der Regel 
2 Monate),

5. praktische Ausbildung III (Dauer mindestens 4
und höchstens 8 Mo­
nate).

§11
Praktische Ausbildung

(1) Die praktische Ausbildung wird abgeleistet
1. bei einem Amtsgericht 17 Monate,
2. bei einer Staatsanwaltschaft 3 Monate.

(2) Während der Ausbildung beim Amtsgericht ist 
dem Anwärter Gelegenheit zu geben, Einblick in die 
Tätigkeit der Beamten des mittleren Justizdienstes 
beim Landgericht zu gewinnen.

(3) Die dienstbegleitenden Lehrveranstaltungen 
umfassen monatlich etwa 16 Stunden, während der 
letzten sechs Monate der Ausbildung monatlich etwa 
24 Stunden. Vom vierten Ausbildungsmonat an sind 
monatlich eine schriftliche Arbeit von zwei Stunden 
Dauer, während der letzten sechs Monate der Ausbil­
dung monatlich zwei schriftliche Arbeiten von glei­
cher Dauer zu fertigen. Während der Ausbildungszeit 
ist mindestens eine schriftliche Arbeit von vier Stun­
den Dauer zu fertigen.

§12
Lehrveranstaltungen während der fachtheoretischen 

Ausbildung
Der Unterricht in den fachtheoretischen Lehrgän­

gen wird durch Vorlesungen und Übungen erteilt. In 
den Übungen sind auch schriftliche Arbeiten zu ferti­
gen.

§13
Stoffpläne, Arbeitsanleitungen, Unterrichtsplan

(1) Der praktischen und der fachtheoretischen Aus­
bildung ist ein vom Staatsministerium der Justiz ge­
nehmigter Rahmen-Stoffplan zugrunde zu legen.

(2) Für die praktische Ausbildung sind durch die 
Ausbildungsleitstellen auf der Grundlage des Rah­
men-Stoffplanes Arbeitsanleitungen zu erstellen, die 
den Ausbildungsleitern, den ausbildenden Beamten 
und den Anwärtern ausgehändigt werden. In die An­
leitungen sind schwerpunktmäßig die Tätigkeiten 
aufzunehmen, mit denen sich der Anwärter vertraut 
machen muß.

(3) Der Unterrichtsplan für die fachtheoretischen 
Lehrgänge wird vom Staatsministerium der Justiz 
genehmigt.

§14
Inhalt der Ausbildung

Die Ausbildung umfaßt alle Geschäfte des mittle­
ren Justizdienstes, insbesondere auch die Geschäfts­
stellen- und die Kanzleitätigkeit, die Protokollfüh­
rung und das Kostenwesen einschließlich der Grund­
züge der zugrundeliegenden Rechtsgebiete. Dem An­
wärter sind auch Grundfragen des Verfassungs- und 
Verwaltungsrechts einschließlich der Grundzüge des 
Beamtenrechts sowie die wirtschaftliche und soziale 
Bedeutung seiner Tätigkeit zu vermitteln.

§ 15
Beschäftigungstagebuch

Der Anwärter führt während der praktischen Aus­
bildung ein Beschäftigungstagebuch. Er hat darin zu 
vermerken, in welchen Arbeitsgebieten und mit wel­
chen Arbeiten er bei den einzelnen Ausbildungsstel­
len beschäftigt worden ist.

§ 16
Unterbrechung der Ausbildung

(1) Den Anwärtern wird Urlaub nach den jeweils 
geltenden Bestimmungen erteilt. Der jährliche Erho­
lungsurlaub soll von allen Anwärtern gemeinsam zur 
gleichen Zeit eingebracht werden. Während der fach­
theoretischen Lehrgänge ist die Einbringung des Er­
holungsurlaubs in der Regel ausgeschlossen.

(2) Unterbrechungen, die zwei Monate je Ausbil­
dungsjahr übersteigen, werden nicht auf die Ausbil­
dungszeit angerechnet. In besonderen Fällen können 
Ausnahmen zugelassen werden.

(3) Erholungsurlaub und Urlaub in anderen Fällen 
erteilt der Leiter des Ausbildungsgerichts oder der 
Ausbildungsstaatsanwaltschaft nach Anhörung des 
Ausbildungsleiters, während der theoretischen Lehr­
gänge nach Anhörung des Lehrgangsleiters. In Eil- 
fällen kann der Lehrgangsleiter Urlaub mit Ausnah­
me von Erholungsurlaub bewilligen. Er unterrichtet 
hiervon den Behördenleiter.

§ 17
Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst

Der Anwärter kann nach den allgemeinen beam­
tenrechtlichen Vorschriften aus dem Vorbereitungs­
dienst entlassen werden.

§ 18
Ausbildungszeugnisse

Der Ausbildungsleiter und der Leiter des fachtheo­
retischen Lehrgangs erstellen jeweils zum Ende der 
in § 10 Abs. 2 genannten Ausbildungsabschnitte zu­
sammenfassende Zeugnisse, in denen Anlagen, 
Kenntnisse, Leistungen und Führung des Anwärters 
gewürdigt werden. Sie berücksichtigen dabei die Äu­
ßerungen der Personen, denen der Anwärter zur 
Ausbildung zugewiesen war. Das Zeugnis schließt 
mit einer Note nach § 35.
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§ 19
Wiederholung von Ausbildungsabschnitten

(1) Wer das Ziel des fachtheoretischen Lehrgangs A 
oder der praktischen Ausbildung II oder III nicht er­
reicht, tritt in den nächsten Ausbildungsj ahrgang zu­
rück, wenn zu erwarten ist, daß er hierbei das Aus­
bildungsziel erreichen wird. Den Anschluß an den 
nächsten Ausbildungsj ahrgang regelt der Präsident 
des Oberlandesgerichts unter Berücksichtigung der 
Leistungsmängel des Anwärters.

(2) Das Zurücktreten in den nächsten Ausbildungs­
jahrgang ist nur einmal statthaft. Der Präsident des 
Oberlandesgerichts kann den Rücktritt versagen, 
wenn der Anwärter das Nichterreichen des Ausbil­
dungszieles zu vertreten hat.

III. Die Anstellungsprüfung
§20

Allgemeines
(1) Die Prüfung für den mittleren Justizdienst ist 

Anstellungsprüfung im Sinne des Bayerischen Be­
amtengesetzes. Sie hat Wettbewerbscharakter 
(Art. 94 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung des Freistaates 
Bayern) und soll feststellen, ob der Anwärter das Ziel 
der Ausbildung erreicht hat und nach seinen Kennt­
nissen und seinem praktischen Geschick für den 
mittleren Justizdienst geeignet ist.

(2) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil. Sie wird in der Regel am Sitz 
der Oberlandesgerichte abgenommen.

(3) Die Prüfung wird von dem beim Staatsministe­
rium der Justiz errichteten Landesjustizprüfungsamt 
durchgeführt. Das Landesjustizprüfungsamt kann 
sich der Mitarbeit des Bayerischen Landesamts für 
Datenverarbeitung bedienen.

§21
Prüfungsorgane 

Prüfungsorgane sind:
1. der Prüfungsausschuß,
2. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses,
3. die örtlichen Prüfungsleiter,
4. die Prüfungskommissionen für die mündliche Prü­

fung.
§22

Der Prüfungsausschuß
(1) Der Prüfungsausschuß besteht aus drei Mitglie­

dern, und zwar
1. dem Vorsitzenden,
2. einem Beamten des gehobenen Justizdienstes mit 

der Befähigung zum Rechtspflegeramt,
3. einem Beamten des mittleren Justizdienstes.

(2) Vorsitzender ist der Leiter des Landesjustizprü­
fungsamtes. Für die Mitglieder des Prüfungsaus­
schusses wird die erforderliche Zahl von Stellvertre­
tern bestellt.

(3) Der Prüfungsausschuß hat folgende Aufgaben:
1. Er entscheidet, wenn die Zulassung zur Prüfung 

versagt werden soll,
2. er wählt die Prüfungsaufgaben aus,
3. er entscheidet über die Zulassung von Hilfsmitteln 

für die schriftliche Prüfung,
4. er entscheidet in den Fällen der §§ 31 und 32,
5. er entscheidet über den Erlaß der Nachfertigung 

von Prüfungsaufgaben und über besondere Anord­
nungen für die Nachholung der mündlichen Prü­
fung (§ 29 Abs. 2 Satz 4, Abs. 3).

(4) Der Prüfungsausschuß entscheidet mit Stim­
menmehrheit; bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden.

(5) Der Vorsitzende hat für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Prüfung zu sorgen. Er entscheidet, 
soweit nicht andere Organe zuständig sind. Der Vor­
sitzende ist befugt, an Stelle des Prüfungsausschusses 
unaufschiebbare Entscheidungen allein zu treffen. 
Hiervon hat er den Prüfungsausschuß alsbald in 
Kenntnis zu setzen.

§23
Die örtlichen Prüfungsleiter

(1) Am Sitz der Oberlandesgerichte wird ein Rich­
ter als örtlicher Prüfungsleiter bestellt.

(2) Der örtliche Prüfungsleiter hat folgende Aufga­
ben:
1. Er sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung 

der schriftlichen Prüfung, insbesondere für die 
Einteilung der notwendigen Aufsichtspersonen,

2. er stellt nach Öffnung des Platznummernverzeich­
nisses die Namen der Verfasser der Prüfungsarbei­
ten fest,

3. er bestimmt die Termine der mündlichen Prüfung 
und bildet die Prüfungskommissionen für die 
mündliche Prüfung,

4. er gibt den Prüfungsteilnehmern die Einzelnoten 
und die Gesamtnote der schriftlichen Prüfung be­
kannt und lädt sie zur mündlichen Prüfung,

5. er erteilt außer in den Fällen des § 22 Abs. 3 Nr. 4 
den Prüfungsteilnehmern, die die Prüfung auf 
Grund des Ergebnisses des schriftlichen Teils oder 
auf Grund des Gesamtergebnisses nicht bestanden 
haben, hierüber einen mit Rechtsbehelfsbelehrung 
versehenen Bescheid.
(3) Wird die Prüfung unter Einsatz der elektroni­

schen Datenverarbeitung durchgeführt, so haben die 
örtlichen Prüfungsleiter insbesondere auch nach der 
Bewertung der Prüfungsaufgaben die von den Prü­
fern ausgefüllten Notenlisten zu überprüfen und an 
das Bayerische Landesamt für Datenverarbeitung zu 
übersenden sowie diesem und dem Landesjustizprü­
fungsamt die Termine der mündlichen Prüfung und 
die Zusammensetzung der Prüfungskommissionen 
mitzuteilen.

§24
Prüfer

(1) Prüfer sind ohne besondere Bestellung die Mit­
glieder des Prüfungsausschusses, die örtlichen Prü­
fungsleiter und die Stellvertreter.

(2) Als Prüfer können bestellt werden:
1. Richter und Staatsanwälte,
2. Beamte des höheren Justizdienstes,
3. Beamte des gehobenen Justizdienstes mit der Befä­

higung zum Rechtspflegeramt,
4. hauptamtliche Lehrpersonen und Lehrbeauftragte 

des Fachbereichs Rechtspflege der Bayerischen 
Beamtenfachhochschule,

5. Beamte des mittleren Justizdienstes.
(3) Die Prüfer wirken beim Entwerfen von Prü­

fungsaufgaben, bei der Bewertung der schriftlichen 
Arbeiten und bei der Abnahme der mündlichen Prü­
fung mit.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie 
die übrigen Prüfer sind bei Prüfungsentscheidungen 
nicht an Weisungen gebunden; im übrigen unterste­
hen sie in ihrer Eigenschaft als Prüfer der Aufsicht 
des Landespersonalausschusses.
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§25
Prüfungskommission für die mündliche Prüfung

(1) Die Prüfungskommission für die mündliche 
Prüfung besteht aus drei Prüfern:
1. Einem Richter, einem Staatsanwalt oder einem Be­

amten des höheren Dienstes als Vorsitzendem,
2. einem Beamten des gehobenen Dienstes mit der 

Befähigung zum Rechtspflegeramt,
3. einem Beamten des mittleren Justizdienstes.

(2) Die Prüfungskommission entscheidet mit Stim­
menmehrheit.

§26
Bestellung, Amtszeit

(1) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses mit 
Ausnahme des Vorsitzenden, die örtlichen Prüfungs­
leiter, die Stellvertreter und die Prüfer werden vom 
Leiter des Landesjustizprüfungsamtes im Benehmen 
mit ihrer Dienstbehörde, in den Fällen des § 24 Abs. 2 
Nr. 4 im Benehmen mit dem Leiter des Fachbereichs 
Rechtspflege, auf die Dauer von fünf Jahren bestellt.

(2) Die Mitgliedschaft im Prüfungsausschuß sowie 
die Eigenschaft als örtlicher Prüfungsleiter und als 
Prüfer enden außer durch Zeitablauf mit dem Aus­
scheiden aus dem Hauptamt oder mit der Beendigung 
der Lehrtätigkeit am Fachbereich Rechtspflege der 
Bayerischen Beamtenfachhochschule. Bei Eintritt in 
den Ruhestand wegen Erreichung der Altersgrenze 
enden die Mitgliedschaft im Prüfungsausschuß und 
die Eigenschaft als Prüfer mit Abschluß der bis dahin 
ausgeschriebenen Prüfungen.

§27
Zulassung zur Prüfung

(1) Ist zu erwarten, daß der Anwärter das Ziel der 
praktischen Ausbildung III erreichen wird, so schlägt 
ihn der Präsident des Oberlandesgerichts zur Prü­
fung vor. Über die Zulassung entscheidet unbescha­
det des § 22 Abs. 3 Nr. 1 der Vorsitzende des Prü­
fungsausschusses.

(2) Die schriftliche Prüfung kann schon im letzten 
Monat des Vorbereitungsdienstes stattfinden. Wer 
den Vorbereitungsdienst noch nicht vollständig abge­
leistet hat oder sich noch nicht im letzten Monat des 
Vorbereitungsdienstes befindet, kann auf Antrag 
vorzeitig zur Prüfung zugelassen werden, wenn er 
den Vorbereitungsdienst bis zum Tag seiner mündli­
chen Prüfung beenden wird.

(3) Die Zulassung ist zu versagen, solange gegen 
den Bewerber eine Freiheitsentziehung vollzogen 
wird.

(4) Die Zulassung kann widerrufen werden, wenn
1. der Bewerber sie durch falsche Angaben erschlichen 

hat,
2. sich nachträglich ein Umstand herausstellt, der die 

Versagung der Zulassung gerechtfertigt hätte,
3. sich zeigt, daß der Bewerber dauernd prüfungsun­

fähig ist.
(5) Die Entscheidung über die Zulassung ist dem 

Bewerber schriftlich mitzuteilen; eine Ablehnung 
oder ein Widerruf sind zu begründen.

§28
Rücktritt und Versäumnis

(1) Tritt ein Prüfungsteilnehmer nach Zulassung 
und vor Beginn der Prüfung zurück oder versäumt er 
den schriftlichen Teil der Prüfung, so gilt die Prüfung 
als abgelegt und nicht bestanden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein Prüfungs­
teilnehmer den mündlichen Teil der Prüfung ganz 
oder teilweise versäumt.

(3) Erscheint ein Prüfungsteilnehmer ohne genü­
gende Entschuldigung zur Bearbeitung einer einzel­
nen schriftlichen Aufgabe nicht oder gibt er ohne ge­
nügende Entschuldigung eine schriftliche Bearbei­
tung nicht oder nicht rechtzeitig ab, so wird sie mit 
der Note 6 bewertet.

§29
Verhinderung

(1) Kann ein Prüfungsteilnehmer aus Gründen, die 
er nicht zu vertreten hat, den schriftlichen oder den 
mündlichen Teil der Prüfung nicht oder nicht voll­
ständig ablegen, so gilt folgendes:
1. Hat der Prüfungsteilnehmer weniger als vier 

schriftliche Aufgaben bearbeitet, so gilt die Prü­
fung als nicht abgelegt.

2. Hat der Prüfungsteilnehmer mindestens vier 
schriftliche Aufgaben bearbeitet, so gilt die schrift­
liche Prüfung als abgelegt. An Stelle der nicht be­
arbeiteten schriftlichen Aufgaben sind innerhalb 
einer vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu bestimmenden Zeit entsprechende Ersatzarbei­
ten nachzufertigen. Eine nicht oder nicht vollstän­
dig abgelegte mündliche Prüfung ist in vollem Um­
fang innerhalb einer vom Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses zu bestimmenden Zeit nachzuho­
len.
(2) Eine Verhinderung im Sinne des Absatzes 1 ist 

unverzüglich geltend zu machen und nachzuweisen, 
im Falle der Verhinderung durch Krankheit mit ei­
nem amtsärztlichen Zeugnis. Die Geltendmachung 
einer Verhinderung beim schriftlichen Teil der Prü­
fung ist auf jeden Fall ausgeschlossen, wenn nach 
Abschluß des schriftlichen Teils der Prüfung ein Mo­
nat verstrichen ist. Bei einer Verhinderung in der 
mündlichen Prüfung ist die Geltendmachung nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses der mündlichen Prü­
fung ausgeschlossen. In Fällen besonderer Härte 
kann der Prüfungsausschuß auf Antrag die Nachfer­
tigung von schriftlichen Arbeiten erlassen oder be­
sondere Anordnungen für die Nachholung der münd­
lichen Prüfung treffen.

(3) Ist einem Prüfungsteilnehmer aus wichtigen 
Gründen die Ablegung des schriftlichen oder des 
mündlichen Teils der Prüfung nicht oder nicht voll­
ständig zuzumuten, so kann auf Antrag sein Fern­
bleiben genehmigt werden. Die Absätze 1 und 2 gel­
ten sinngemäß.

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und des Ab­
satzes 3 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 ist der Prü­
fungsteilnehmer verpflichtet, den Vorbereitungs­
dienst fortzusetzen. § 45 Abs. 2 gilt entsprechend.

§30
Ausschluß von der Teilnahme an der Prüfung

(1) Wird gegen einen Bewerber zur Zeit des Prü­
fungsverfahrens eine Freiheitsentziehung vollzogen, 
so ist er von der Teilnahme an der Prüfung insoweit 
ausgeschlossen.

(2) Von der Teilnahme an der Prüfung kann ein Be­
werber ganz oder teilweise ausgeschlossen werden, 
wenn er
1. den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört 

oder zu stören versucht,
2. an einer Krankheit leidet, die die Gesundheit ande­

rer ernstlich gefährden oder den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Prüfung ernstlich beeinträchtigen wür­
de.
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(3) Die Entscheidung trifft der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses, in dringenden Fällen der örtli­
che Prüfungsleiter.

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2 gelten 
die Vorschriften der §§ 28 und 29, in dem Fall des Ab­
satzes 2 Nr. 1 die Vorschriften des § 28 entsprechend.

§31
Mängel im Prüfungsverfahren

(1) Erweist sich, daß das Prüfungsverfahren mit 
Mängeln behaftet war, die die Chancengleichheit er­
heblich verletzt haben, so kann der Prüfungsaus­
schuß auf Antrag eines Prüfungsteilnehmers oder 
von Amts wegen anordnen, daß von einem bestimm­
ten Prüfungsteilnehmer oder von allen Prüfungsteil­
nehmern die Prüfung oder einzelne Teile derselben 
zu wiederholen sind.

(2) Ein Antrag nach Absatz 1 ist unverzüglich zu 
stellen. Der Antrag ist ausgeschlossen, wenn seit dem 
Abschluß des Teiles des Prüfungsverfahrens, der mit 
Mängeln behaftet war, ein Monat verstrichen ist.

(3) Sechs Monate nach Abschluß der Prüfung darf 
der Prüfungsausschuß von Amts wegen Anordnun­
gen nach Absatz 1 nicht mehr treffen.

§32
Unterschleif und Beeinflussungsversuch

(1) Versucht ein Prüfungsteilnehmer das Ergebnis 
einer Prüfungsarbeit durch Unterschleif, Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu ei­
genem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, so ist 
seine Arbeit mit der Note 6 zu bewerten. In schweren 
Fällen ist der Prüfungsteilnehmer von der Prüfung 
auszuschließen; er hat die Prüfung nicht bestanden. 
Der Besitz nicht zugelassener Hilfsmittel nach Aus­
gabe der Prüfungsaufgaben stellt einen Unterschleif 
dar, sofern der Prüfungsteilnehmer nicht nachweist, 
daß der Besitz weder auf Vorsatz noch auf Fahrläs­
sigkeit beruht.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die mündliche 
Prüfung.

(3) Ist die Prüfung bereits durch Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses beendet, so ist sie, sofern die 
Voraussetzungen der Absätze 1 oder 2 gegeben sind, 
nachträglich für nicht bestanden zu erklären oder 
das Prüfungsergebnis entsprechend zu berichtigen. 
Das Prüfungszeugnis ist einzuziehen.

(4) Ein Prüfungsteilnehmer, der einen Prüfer oder 
eine mit der Feststellung des Prüfungsergebnisses 
beauftragte Person zu seinem Vorteil zu beeinflussen 
versucht, hat die Prüfung nicht bestanden.

§33
Schriftliche Prüfung

(1) In der schriftlichen Prüfung hat der Prüfungs­
teilnehmer sechs schriftliche Arbeiten unter Aufsicht 
zu fertigen. Die Arbeitszeit beträgt jeweils zwei 
Stunden, bei einer der sechs Aufgaben vier Stunden 
(Doppelaufgabe).

(2) Die schriftlichen Aufgaben haben ihren 
Schwerpunkt in folgenden Gebieten:
1. Zivilrecht, freiwillige Gerichtsbarkeit, Strafrecht 

sowie einschlägiges Verfahrensrecht,
2. Zivilprozeß unter besonderer Berücksichtigung der 

Protokollführung, des Zustellungs- und des Voll­
streckungswesens,

3. Strafverfahren unter besonderer Berücksichtigung 
der Protokollführung, des Zustellungs- und des 
Vollstreckungs wesens,

4. Kostenrecht,
5. Geschäftsstellentätigkeit, Justizverwaltung.

In einer weiteren Aufgabe werden drei Themen aus 
dem staatsbürgerlichen Wissen und der Allgemein­
bildung zur Wahl gestellt; diese Aufgabe ist als Auf­
satz zu bearbeiten und darf nicht als Doppelaufgabe 
gestellt werden.

(3) Die Prüfungsteilnehmer dürfen nur die vom 
Prüfungsausschuß zugelassenen Hilfsmittel benüt­
zen. Sie haben die Hilfsmittel selbst zu beschaffen.

(4) Die Prüfungsaufgaben werden einheitlich ge­
stellt; sie sind an allen Prüfungsorten zur selben Zeit 
zu bearbeiten.

§34
Bewertung der Prüfungsarbeiten

(1) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden je 
von zwei Prüfern selbständig mit den Noten des § 35 
bewertet. Bei mehr als 150 Prüfungsteilnehmern kön­
nen für die Bewertung der Prüfungsarbeiten mehr 
als zwei Prüfer bestimmt werden.

(2) Können sich die Prüfer über die Bewertung ei­
ner Prüfungsarbeit nicht einigen, so entscheidet der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses oder ein von 
ihm bestimmter Prüfer (Stichentscheid).

(3) Die mit der Prüfungsaufsicht beauftragten Per­
sonen dürfen nicht zur Bewertung der Prüfungsar­
beiten herangezogen werden, bei deren Anfertigung 
sie Aufsicht geführt haben.

(4) Ist ein für die Bewertung von Prüfungsarbeiten 
bestimmter Prüfer aus wichtigem Grund, insbeson­
dere wegen schwerer Krankheit, nicht mehr in der 
Lage, die Bewertung der ihm zugeteilten Prüfungs­
arbeiten durchzuführen, so wird er durch einen ande­
ren Prüfer ersetzt. Sofern der ausgeschiedene Prüfer 
bereits ein Drittel der ihm zur Erstbewertung zuge­
teilten Prüfungsarbeiten bewertet hat, bleiben die 
von ihm vorgenommenen Bewertungen in Kraft und 
brauchen nicht wiederholt zu werden.

§35
Prüfungsnoten

Entsprechend § 25 der Allgemeinen Prüfungsord­
nung vom 17. Oktober 1962 (GVB1 S. 261), geändert 
durch Verordnung vom 24. November 1964 (GVB1 
S. 195), gelten folgende Noten:
sehr gut (1) = eine besonders hervorragende 

Leistung,
gut (2) = eine erheblich über dem Durch­

schnitt liegende Leistung,
befriedigend (3) = eine über dem Durchschnitt lie­

gende Leistung,
ausreichend (4) = eine Leistung, die durchschnitt­

lichen Anforderungen ent­
spricht,

mangelhaft (5) = eine Leistung mit erheblichen 
Mängeln,

ungenügend (6) = eine völlig unbrauchbare Lei­
stung.

§36
Ergebnis der schriftlichen Prüfung, 

Ausschluß von der mündlichen Prüfung
(1) Für die schriftliche Prüfung wird eine auf zwei 

Dezimalstellen zu errechnende Gesamtnote gebildet; 
dabei wird eine sich ergebende dritte Dezimalstelle 
nicht berücksichtigt. Die Gesamtnote errechnet sich 
aus der Summe der Noten der schriftlichen Arbeiten, 
wobei die vierstündige Arbeit zweimal gezählt wird, 
geteilt durch sieben.
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(2) Wer in der schriftlichen Prüfung eine schlechte­
re Gesamtnote als 4,50 oder in mehr als der Hälfte der 
schriftlichen Arbeiten — die vierstündige Arbeit 
doppelt gerechnet — schlechter als ausreichend gear­
beitet hat, ist von der mündlichen Prüfung ausge­
schlossen; er hat die Prüfung nicht bestanden. Das 
Ergebnis wird ihm schriftlich mitgeteilt.

(3) Die Einzelnoten und die Gesamtnote der schrift­
lichen Prüfung werden den Prüfungsteilnehmern 
spätestens mit der Ladung zur mündlichen Prüfung 
schriftlich bekanntgegeben.

(4) Bei Erlaß einzelner Arbeiten verringern sich die 
Teilungszahl sieben nach Absatz 1 und die für die Be­
rechnung der Hälfte nach Absatz 2 maßgebliche Zahl 
der Arbeiten entsprechend.

§37
Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung wird am Sitz der Ober­
landesgerichte abgenommen.

(2) Die Mitglieder der Prüfungskommission müssen 
während der mündlichen Prüfung ständig anwesend 
sein.

(3) Für jeden Prüfungsteilnehmer ist eine Gesamt­
prüfungsdauer von etwa 30 Minuten vorzusehen. 
Mehr als fünf Prüfungsteilnehmer dürfen nicht ge­
meinsam geprüft werden.

(4) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die 
Gebiete des § 33 Abs. 2. Die Prüfung ist vorwiegend 
Verständnisprüfung; das geltende Recht hat im Vor­
dergrund zu stehen.

§38
Bewertung der mündlichen Prüfung

(1) In der mündlichen Prüfung sind drei Einzelno­
ten unter Verwendung der Notenstufen des § 35 zu 
erteilen, und zwar
1. eine Note für die Gebiete des § 33 Abs. 2 Satz 1 Nrn.

1 bis 3,
2. eine Note für die Gebiete des § 33 Abs. 2 Satz 1 Nrn.

4 und 5,
3. eine Note aus dem Gebiet des staatsbürgerlichen

Wissens und der Allgemeinbildung.
(2) Uber die Prüfungsleistungen in der mündlichen 

Prüfung wird in gemeinsamer Beratung aller Prüfer 
mit Stimmenmehrheit entschieden.

§39
Prüfungsgesamtnote

(1) Nach der mündlichen Prüfung setzt die Prü­
fungskommission die auf zwei Dezimalstellen zu er­
rechnende Prüfungsgesamtnote fest; dabei wird eine 
sich ergebende dritte Dezimalstelle nicht berücksich­
tigt. Sie ergibt sich aus der Summe der Einzelnoten 
der schriftlichen (die vierstündige Arbeit doppelt ge­
zählt) und der mündlichen Prüfung geteilt durch 
zehn.

(2) Als Prüfungsgesamtnote erhalten die Prüfungs­
teilnehmer die Note
sehr gut mit einer Prüfungsgesamtnote 

1,50,
bis

gut mit einer Prüfungsgesamtnote 
1,51 bis 2,50,

von

befriedigend mit einer Prüfungsgesamtnote 
2,51 bis 3,50,

von

ausreichend mit einer Prüfungsgesamtnote 
3,51 bis 4,50,

von

mangelhaft mit einer Prüfungsgesamtnote 
4,51 bis 5,50,

von

ungenügend mit einer Prüfungsgesamtnote 
5,50.

über

(3) Der Vorsitzende der Prüfungskommission gibt 
die Noten der mündlichen Prüfung und die Prü­
fungsgesamtnote am Schluß der mündlichen Prüfung 
bekannt. Damit ist die Prüfung abgelegt.

(4) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn die Prü­
fungsgesamtnote schlechter ist als ausreichend (4,501 
oder wenn der Prüfungsteilnehmer in mehr als der 
Hälfte der zehn Einzelnoten (die vierstündige Arbeit 
doppelt gezählt) schlechter als ausreichend erhalten 
hat.

(5) Bei Erlaß einzelner Arbeiten verringert sich die 
Teilungszahl zehn nach Absatz 1 entsprechend.

(6) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung auf Grund 
der Prüfungsgesamtnote nicht bestanden haben, er­
halten hierüber einen schriftlichen Bescheid.

§40
Prüfungszeugnis

(1) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein 
Zeugnis, aus dem die erzielte Prüfungsgesamtnote 
nach Notenstufe und Zahlenwert ersichtlich ist. Prü­
fungsteilnehmern, die die Prüfung mit der Notenstu­
fe „ausreichend“ bestanden haben, wird das Zeugnis 
dahin erteilt, daß sie die Prüfung bestanden haben.

(2) Das Prüfungszeugnis erteilt der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses.

§41
Festsetzung der Platznummern

(1) Für jeden Prüfungsteilnehmex-, der die Prüfung 
bestanden hat, ist auf Grund seiner Prüfungsgesamt­
note eine Platznummer festzusetzen. Bei gleicher 
Prüfungsgesamtnote erhält der Prüfungsteilnehmer 
mit dem besseren Ergebnis in der schriftlichen Prü­
fung die niedrigere Platznummer; bei gleichem Er­
gebnis auch in der schriftlichen Prüfung wird die 
gleiche Platznummer erteilt. In diesem Fall erhält 
der nächstfolgende Teilnehmer die Platznummer, die 
sich ergibt, wenn die mehreren gleichen Platznum­
mern fortlaufend weitergezählt werden.

(2) Der Prüfungsteilnehmer erhält eine Bescheini­
gung über die Platznummer, in der anzugeben ist, 
wie viele Prüfungsteilnehmer sich der Prüfung unter­
zogen und wie viele die Prüfung bestanden haben. 
Wird die gleiche Platznummer an mehrere Prüfungs­
teilnehmer erteilt, so ist auch deren Zahl anzugeben.

§42
Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst

(1) Der Vorbereitungsdienst und damit das Beam­
tenverhältnis auf Widerruf enden nach Ablegung der 
Prüfung
1. mit der Aushändigung des Prüfungszeugnisses,
2. mit dem Empfang der schriftlichen Mitteilung über

das Nichtbestehen der Prüfung.
(2) Wird dem Anwärter die Urkunde über die Er­

nennung zum Beamten auf Probe vor Aushändigung 
des Prüfungszeugnisses ausgehändigt, so enden der 
Vorbereitungsdienst und das Beamtenverhältnis auf 
Widerruf spätestens mit dem Ernennungszeitpunkt.

(3) Aufstiegsbeamte treten bei Nichtbestehen der 
Prüfung in ihr früheres Beschäftigungsverhältnis zu­
rück.

§43
Wiederholung der Prüfung

(1) Ein Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung nicht 
bestanden hat oder dessen Prüfung als nicht bestan­
den gilt, kann die Prüfung einmal wiederholen.
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(2) Die Prüfung ist im gesamten Umfang zu wie­
derholen.

(3) Die Wiederholung ist erst im nächsten ordentli­
chen Prüfungstermin möglich. Sie setzt die erfolgrei­
che Ableistung des Ergänzungsvorbereitungsdienstes 
voraus (§ 45).

(4) Der Vorsitzende der Prüfungskommission für 
die mündliche Prüfung muß bei der Wiederholungs­
prüfung ein anderer sein als im Termin der nicht be­
standenen Prüfung.

§44
Wiederholung der Prüfung zur Notenverbesserung
(1) Ein Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung bei 

erstmaliger Ablegung bestanden hat, kann die Prü­
fung zur Verbesserung der Note einmal wiederholen. 
Die Wiederholungsprüfung ist im nächsten Prü­
fungstermin abzulegen. Der Antrag auf Zulassung ist 
innerhalb von drei Monaten nach dem Tag der münd­
lichen Prüfung beim Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zu stellen.

(2) § 43 Abs. 2 und 4 gelten entsprechend.
(3) Wer zur Verbesserung der Note zur Prüfung zu­

gelassen ist, kann bis zum Beginn der mündlichen 
Prüfung auf die Fortsetzung des Prüfungsverfahrens 
verzichten. Die Prüfung gilt dann als nicht abgelegt; 
sie kann nicht wiederholt werden. Als Verzicht gilt, 
wenn der Prüfungsteilnehmer ohne genügende Ent­
schuldigung zur Bearbeitung einer schriftlichen Auf­
gabe oder zur mündlichen Prüfung nicht erscheint; 
dies gilt nicht, wenn er binnen 10 Tagen nach Ab­
schluß des betreffenden Prüfungsteils schriftlich ge­
genüber dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
widerspricht.

(4) Der Prüfungsteilnehmer entscheidet, welches 
Prüfungsergebnis er gelten lassen will. Wählt er das 
Ergebnis der Wiederholungsprüfung, so bleiben die 
Rechtsfolgen aus der erstmals abgelegten Prüfung 
unberührt. Wird binnen einer Woche nach dem Tag 
der mündlichen Prüfung keine Wahl getroffen, so gilt 
das bessere Prüfungsergebnis als gewählt.

§45
Ergänzungsvorbereitungsdienst

(1) Ein Anwärter, der die zum ersten Mal nicht be­
standene Prüfung wiederholen will, tritt zu einem 
weiteren Vorbereitungsdienst grundsätzlich in den 
nächsten Ausbildungsjahrgang ein. Der Antrag auf 
erneute Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ist 
binnen eines Monats nach Empfang der Mitteilung 
über das erstmalige Nichtbestehen bei dem Präsiden­
ten des Oberlandesgerichts zu stellen, in dessen Be­
zirk er bisher den Vorbereitungsdienst abgeleistet 
hat.

(2) Der Präsident des Oberlandesgerichts regelt die 
Einteilung des Ergänzungsvorbereitungsdienstes.

(3) Zur Wiederholung der Prüfung kann nur zuge­
lassen werden, wer einen Ergänzungsvorbereitungs­
dienst von mindestens sechs Monaten abgeleistet hat.

IV. Besondere Bestimmungen

§46
Prüfungsvergünstigungen

(1) Die Gewährung von Prüfungsvergünstigungen 
richtet sich nach § 34 der Allgemeinen Prüfungsord­
nung. Mit dem Antrag ist ein amtsärztliches Zeugnis 
vorzulegen, aus dem sich Art und Ausmaß der Prü­
fungsbehinderung (insbesondere Schreibbehinde­
rung) ergibt.

(2) Anträge auf Prüfungsvergünstigungen sind 
spätestens vier Wochen vor Beginn der schriftlichen 
Prüfung einzureichen. Verspätete Anträge können 
zurückgewiesen werden, wenn die Verspätung auf ei­
nem Verschulden des Prüfungsteilnehmers beruht.

§47
Ubergangsregelung

(1) Anwärter, deren Vorbereitungsdienst vor dem 
1. August 1976 begonnen hat, werden nach den bishe­
rigen Vorschriften ausgebildet und geprüft. Soweit 
diese Anwärter an der Anstellungsprüfung 1977 nicht 
oder erfolglos teilnehmen, bestimmen sich die weite­
re Ausbildung und die Prüfung nach den Vorschrif­
ten dieser Verordnung. Wer an der Anstellungsprü­
fung 1978 zum Zwecke der Notenverbesserung (§ 44) 
teilnimmt, legt sie ebenfalls nach den Vorschriften 
dieser Verordnung ab.

(2) Für die Anwärter des Einstellungsjahrgangs 
1975 (Anstellungsprüfung 1977) findet innerhalb des 
zweiten Ausbildungsjahres (September 1976 bis Au­
gust 1977) ein theoretischer Lehrgang statt, der ins­
gesamt drei Monate dauert und in zwei Abschnitte 
geteilt werden kann.

(3) Abweichend von § 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 3 kann 
bis 30. September 1977 in den Vorbereitungsdienst 
auch eingestellt werden, wer die Einstellungsvoraus­
setzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den mittleren Justizdienst vom 
30. Dezember 1965 (GVB1 1966 S. 25), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 9. Juli 1976 (GVB1 S. 297), er­
füllt.

§48
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep­
tember 1976 in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt unbeschadet des 
§ 47 die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
mittleren Justizdienst vom 30. Dezember 1965 (GVB1 
1966 S. 25), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
9. Juli 1976 (GVB1 S. 297), außer Kraft.

München, den 2. Dezember 1976

Bayerisches Staatsministerium der Justiz
Dr. Hillermeier, Staatsminister
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Zulassungs-,
Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für die Rechtspfleger 
(ZAPO/RPfl)

Vom 6. Dezember 1976

Auf Grund von Art. 19 Abs. 2, Art. 115 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG), 
Art. 16 Abs. 2 Satz 3 des Bayerischen Beamtenfach­
hochschulgesetzes vom 8. August 1974 (GVB1 S. 387) 
und § 23 der Laufbahnverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 1971 (GVB1 S. 96), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 21. Mai 1974 
(GVB1 S. 229), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium der Justiz im Einvernehmen mit den Bayeri­
schen Staatsministerien der Finanzen und für Unter­
richt und Kultus und dem Landespersonalausschuß 
folgende Verordnung:

Inhaltsübersicht

L Allgemeine Vorschriften 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Voraussetzungen der Ernennung 
§ 3 Ziel der Ausbildung

II. Der Vorbereitungsdienst
§ 4 Zulassung zum Vorbereitungsdienst 
§ 5 Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes 
§ 6 Ausbildungsstätten
§ 7 Aufbau und Ziel der Studienabschnitte 
§ 8 Einführung in das Hechtsleben 
§ 9 Erster fachtheoretischer Studienabschnitt 

(Fachstudium I)
§ 10 Erster berufspraktischer Studienabschnitt 

(Fachpraktikum I)
§ 11 Zweiter fachtheoretischer Studienabschnitt 

(Fachstudium II)
§ 12 Zweiter berufspraktischer Studienabschnitt 

(Fachpraktikum II)
§ 13 Beschäftigungsnachweis 
§ 14 Leitung der Ausbildung 
§ 15 Leistungsbewertung
§ 16 Wiederholung von Ausbildungsabschnitten 
§ 17 Unterbrechung der Ausbildung 
§ 18 Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst

III. Die Rechtspflegerprüfung
§ 19 Allgemeines 
§ 20 Prüfungsorgane 
§ 21 Der Prüfungsausschuß 
§ 22 Die örtlichen Prüfungsleiter 
§ 23 Prüfer
§ 24 Prüfungskommission für die mündliche Prüfung 
§ 25 Bestellung, Amtszeit 
§ 26 Zulassung zur Prüfung 
§ 27 Rücktritt und Versäumnis 
§ 28 Verhinderung
§ 29 Ausschluß von der Teilnahme an der Prüfung 
§ 30 Mängel im Prüfungsverfahren 
§ 31 Unterschleif und Beeinflussungsversuch 
§ 32 Schriftliche Prüfung 
§ 33 Bewertung der Prüfungsarbeiten 
§ 34 Prüfungsnoten
§ 35 Ergebnis der schriftlichen Prüfung.

Ausschluß von der mündlichen Prüfung 
§ 36 Mündliche Prüfung 
§ 37 Bewertung der mündlichen Prüfung 
§ 38 Prüfungsgesamtnote 
§ 39 Prüfungszeugnis 
§ 40 Festsetzung der Platznummern 
§ 41 Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst 
§ 42 Wiederholung der Prüfung
§ 43 Wiederholung der Prüfung zur Notenverbesserung 
§ 44 Ergänzungsvorbereitungsdienst

IV. Besondere Bestimmungen
§ 45 Prüfungsvergünstigungen 
§ 46 Aufstiegsbeamte

V. Übergangs- und Schlußbestimmungen
§ 47 Ubergangsregelung 
§ 48 Inkrafttreten

I. Allgemeine Vorschriften

§1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Laufbahn des 
Rechtspflegers.

(2) Soweit sie keine Regelung enthält, gelten die 
Vorschriften der Laufbahnverordnung und der All­
gemeinen Prüfungsordnung in ihrer jeweiligen Fas­
sung.

§2
Voraussetzungen der Ernennung

Mit den Aufgaben eines Rechtspflegers kann ein 
Beamter des Justizdienstes betraut werden, der einen 
Vorbereitungsdienst von drei Jahren abgeleistet und 
die Rechtspflegerprüfung bestanden hat.

§3
Ziel der Ausbildung

(1) Die Rechtspflegerausbildung ist eine praxisbe­
zogene Fachausbildung auf wissenschaftlicher 
Grundlage. Sie soll Rechtspfleger heranbilden, die in 
der Lage sind, selbständig auf den ihnen gesetzlich 
zugewiesenen Aufgabengebieten der Rechtspflege 
mit wirtschaftlichem und sozialem Verständnis

Lebenssachverhalte zu erfassen, zu klären und zu 
ordnen,
Verfahren gesetzmäßig und mit praktischem Ge­
schick zu betreiben,
sachgerechte Entscheidungen zu treffen und sie 
verständlich zu begründen

sowie Tätigkeiten des gehobenen Dienstes in der Ju­
stizverwaltung auszuüben.

(2) Der Vorbereitungsdienst bereitet den Rechts­
pflegeranwärter auf seine Verantwortung in der frei­
heitlichen demokratischen Grundordnung vor und 
führt ihn zur Berufsbefähigung.

II. Der Vorbereitungsdienst

§4
Zulassung zum Vorbereitungsdienst

(1) Zum Vorbereitungsdienst kann zugelassen wer­
den, wer
1. die Voraussetzungen für die Berufung in das Be­

amtenverhältnis auf Widerruf erfüllt,
2. mindestens 18 und höchstens 25 Jahre alt ist,
3. die Fachhochschulreife, eine andere Hochschulrei­

fe oder einen nach Anhörung des Landespersonal­
ausschusses vom Bayerischen Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus als gleichwertig aner­
kannten Bildungsabschluß hat.
(2) Mit Zustimmung des Staatsministeriums der 

Justiz können auch Bewerber eingestellt werden, die 
höchstens 30 Jahre alt sind und die Einstellungsvor­
aussetzungen im übrigen erfüllen.

(3) Die Bewerber werden mit der Aufnahme in den 
Vorbereitungsdienst in das Beamtenverhältnis auf 
Widerruf berufen. Sie führen die Dienstbezeichnung 
„Rechtspflegeranwärter“.

§5
Dauer und Gliederung 

des Vorbereitungsdienstes
(1) Der Vorbereitungsdienst dauert drei Jahre und 

beginnt regelmäßig am 1. September. Er gliedert sich 
in folgende Abschnitte:
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1. Einführung in das Rechtsleben
(berufspraktischer Studienabschnitt
mit Einführungscharakter) 4 Monate,

2. Erster fachtheoretischer Studienabschnitt
(Fachstudium I) 9 Monate,

3. Erster berufspraktischer Studienabschnitt
(Fachpraktikum I) 6 Monate,

4. Zweiter fachtheoretischer Studienabschnitt
(Fachstudium II) 9 Monate,

5. Zweiter berufspraktischer Studienabschnitt
(Fachpraktikum II) 8 Monate.

(2) Ein berufspraktischer Studienabschnitt kann 
verlängert oder zugunsten eines anderen berufsprak­
tischen Studienabschnitts verkürzt werden, soweit 
dies im Hinblick auf die gemeinsame Ausbildung der 
Anwärter erforderlich ist.

(3) Das fachtheoretische Studium und die das be­
rufspraktische Studium begleitenden Unterrichts Ver­
anstaltungen umfassen mindestens 2 600 Unterrichts­
stunden.

§6
Ausbildungsstätten

(1) Die fachtheoretischen Studienabschnitte wer­
den an der Bayerischen Beamtenfachhochschule — 
Fachbereich Rechtspflege —, die berufspraktischen 
Studienabschnitte an Amtsgerichten als Ausbil­
dungsgerichten mit in der Regel hauptamtlichen 
Ausbildungsleitern sowie an Staatsanwaltschaften 
(§ 12 Abs. 1 Nr. 4) durchgeführt.

(2) Das Staatsministerium der Justiz bestimmt ein­
zelne Amtsgerichte als Ausbildungsgerichte.

§7
Aufbau und Ziel der Studienabschnitte

(1) In den fachtheoretischen Studienabschnitten 
(§§ 9, 11) sollen dem Anwärter im Rahmen der Aus­
bildungsziele (§ 3) die berufliche Grundausbildung, 
die nötigen fachlichen Kenntnisse und Arbeitstechni­
ken sowie methodisches Wissen und Urteilsvermögen 
vermittelt werden. Das Fachstudium soll darüber 
hinaus die Lernbereitschaft und Lernfähigkeit för­
dern und die ständige Wissenserweiterung auch im 
Rahmen der Fortbildung ermöglichen. Der fachtheo­
retische Unterricht ist durch Übungen und Seminare 
zu ergänzen, in denen der Bewerber Gelegenheit er­
hält, sein Fachwissen bei der Lösung praktischer Fäl­
le anzuwenden sowie Arbeits- und Entscheidungs­
techniken einzuüben.

(2) In den berufspraktischen Studienabschnitten 
(§§ 10, 12) soll der Anwärter unter Anwendung der in 
den fachtheoretischen Studienabschnitten erworbe­
nen Kenntnisse die Fähigkeit und Sicherheit zur 
praktischen Berufsausübung entwickeln. Die berufs­
praktischen Studienabschnitte umfassen die Ausbil­
dung am Arbeitsplatz und den begleitenden Unter­
richt.

(3) Die fachtheoretischen Studienabschnitte und 
der begleitende Unterricht der berufspraktischen 
Studienabschnitte sind so aufeinander abzustimmen, 
daß sich eine Einheit der theoretischen Ausbildung 
ergibt und die Ausbildung am Arbeitsplatz gefördert 
wird.

§8
Einführung in das Rechtsleben

(1) Der Studienabschnitt soll dem Anwärter an 
Hand typischer Einzelfälle einen Überblick über 
Funktion, Aufgaben und gesellschaftliche Bedeutung 
des Rechts und der Tätigkeit der Rechtspflegeorgane 
vermitteln. Dabei sollen sich praktische Anschauung

über den Arbeits- und Geschäftsablauf bei dem Aus­
bildungsgericht und theoretische Erläuterung durch 
einen begleitenden Unterricht ergänzen.

(2) Im begleitenden Unterricht sind insbesondere 
Grundbegriffe des Rechts und der Gebrauch der 
Rechtssprache zu vermitteln sowie Zweck und 
Grundsätze der verschiedenen Verfahrensarten dar­
zustellen und die praktischen Erkenntnisse auszu­
werten.

§9
Erster fachtheoretischer Studienabschnitt 

(Fachstudium I)
(1) Das Fachstudium I besteht aus den Kursen 1, 2 

und 3.
(2) Der Kurs 1 umfaßt folgende Gebiete:

1. Einführung in die Rechtsordnung,
2. Bezüge der Rechtsordnung zur Gesellschaft,
3. Einführungskurs Bürgerliches Recht, Allgemeiner 

Teil, Schuldrecht und Sachenrecht,
4. Allgemeiner Teil des Strafrechts einschließlich des 

Rechts der Ordnungswidrigkeiten,
5. Grundzüge des Staatsrechts, allgemeine Staatsleh­

re und ausgewählte Fragen der Politikwissen­
schaft.
(3) Der Kurs 2 umfaßt folgende Gebiete:

1. Bürgerliches Recht, Allgemeiner Teil,
2. Schuldrecht einschließlich der Grundsätze des Ar­

beitsrechts sowie einschlägiger Nebengesetze,
3. Sachenrecht einschließlich einschlägiger Nebenge­

setze,
4. Besonderer Teil des Strafrechts einschließlich des 

Rechts der Ordnungswidrigkeiten und wichtiger 
Nebengesetze,

5. Entwicklung, Stellung und Aufgaben des Rechts­
pflegers,

6. Übungen in Form methodologischer Arbeitsge­
meinschaften im Zivilrecht.
(4) Der Kurs 3 umfaßt folgende Gebiete:

1. Einführung in das Verfahren der freiwilligen Ge­
richtsbarkeit einschließlich des Grundbuchverfah­
rens,

2. Familienrecht und Vormundschaftsverfahren,
3. Erbrecht und Nachlaßverfahren,
4. Grundbuchverfahren.

(5) Gegenstand der Ausbildung im Verfahrensrecht 
sind auch die einschlägigen kostenrechtlichen Vor­
schriften.

§10 •

Erster berufspraktischer Studienabschnitt 
(Fachpraktikum I)

Das Fachpraktikum I ist an folgenden Ausbildungs­
stationen abzuleisten:
1. Grundbuchamt

2. Vormundschaftsgericht
3. Nachlaßgericht
4. Abteilung für Strafsachen

(in der Regel zwei­
einhalb Monate),
((zusammen in der 

Regel drei Monate), 
(in der Regel einen 
halben Monat).

§11
Zweiter fachtheoretischer Studienabschnitt 

(Fachstudium II)
(1) Das Fachstudium II besteht aus den Kursen 4, 

5 und 6.
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(2) Der Kurs 4 umfaßt folgende Gebiete:
1. Zivilprozeßrecht I einschließlich Gerichtsverfas­

sungsrecht und Grundzüge des arbeitsgerichtlichen 
Verfahrens,

2. Handels- und Gesellschaftsrecht,
3. Straf- und Bußgeldverfahrensrecht einschließlich 

Gerichtsverfassungsrecht,
4. Vollstreckung in Straf- und Bußgeldsachen,
5. Wertpapierrecht,
6. Verfassungsrecht (Grundrechtslehre),
7. Ausgewählte Fragen der Betriebswirtschaftslehre,
8. Einführung in ausgewählte Fragen des Steuer­

rechts.

(3) Der Kurs 5 umfaßt folgende Gebiete:
1. Registerrecht,
2. Einführung in die allgemeinen Grundsätze der 

Zwangsvollstreckungsverfahren,
3. Zivilprozeßrecht II,
4. Zwangsversteigerungsrecht,
5. Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung und Kosten­

festsetzungsverfahren,
6. Allgemeine Verwaltungslehre,
7. Ausgewählte Fragen der Soziologie und Sozialpsy­

chologie unter besonderer Berücksichtigung der 
Grundsätze der Menschenführung,

8. Einführung in die elektronische Datenverarbeitung.

(4) Der Kurs 6 umfaßt folgende Gebiete:
1. Konkurs- und Vergleichsrecht,
2. Vertiefungsübungen und Seminare.

(5) § 9 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 12
Zweiter berufspraktischer Studienabschnitt 

(Fachpraktikum II)

1. Er entscheidet über die Zulassung zum Vorberei­
tungsdienst (§ 4) oder zum Aufstieg in den gehobe­
nen Dienst (§ 46) und über die Entlassung (§ 18),

2. er beruft die hauptamtlichen Ausbildungsleiter an 
den Ausbildungsgerichten (§ 6 Abs. 1),

3. er entscheidet im Benehmen mit dem Leiter des 
Fachbereichs Rechtspflege über die Verkürzung 
oder Verlängerung von Ausbildungsabschnitten 
(§ 5 Abs. 2) oder Wiederholungsabschnitten (§ 16 
Abs. 3),

4. er weist den Anwärter den einzelnen Ausbildungs­
stätten zu (§ 6 Abs. 1); im Fall des § 12 Abs. 1 Nr. 4 
im Einvernehmen mit dem zuständigen General­
staatsanwalt,

5. er regelt in den Fällen des § 16 Abs. 2 Nr. 2 nach 
Einholung der gutachtlichen Äußerung des Leiters 
des Fachbereichs Rechtspflege den weiteren Aus­
bildungsverlauf,

6. er entscheidet in den Fällen des § 18 Abs. 3 Satz 2 
im Benehmen mit dem Leiter des Fachbereichs 
Rechtspflege,

7. er entscheidet in den Fällen des § 17 Abs. 2 Satz 2.

(2) Für die fachtheoretische Ausbildung ist der 
Fachbereich Rechtspflege der Bayerischen Beamten­
fachhochschule verantwortlich. Er stellt den Studien­
plan und die Unterrichtspläne für die fachtheoreti­
schen Studienabschnitte (§ 5 Abs. 1 Nrn. 2 und 4, §§ 9, 
11) auf und legt sie dem Staatsministerium der Justiz 
zur Genehmigung vor. Er sorgt für die ordnungsge­
mäße Durchführung des Unterrichts und erstellt für 
die fachtheoretischen Studienabschnitte die Bewer­
tungen (§ 15 Abs. 1 Nrn. 1 und 3, Abs. 2).

(3) Für die berufspraktischen Studienabschnitte 
(§ 5 Abs. 1 Nrn. 1, 3 und 5, §§ 8, 10, 12) ist der Leiter 
des Ausbildungsgerichts verantwortlich. Er sorgt für 
die ordnungsgemäße Durchführung der Ausbildung 
am Arbeitsplatz und des begleitenden Unterrichts 
und dafür, daß der Anwärter nicht mit ausbildungs­
fremden Arbeiten befaßt wird.

(1) Das Fachpraktikum II ist an folgenden Ausbil­
dungsstationen abzuleisten:
1. Vollstreckungs- und (in der Regel drei

Konkursgericht Monate),
2. Abteilung für Zivilsachen (in der Regel drei

Monate),
3. Registergericht (in der Regel einen 

Monat),
4. Strafvollstreckungsabteilung (in der Regel einen 

einer Staatsanwaltschaft Monat).

(4) Die Ausbildungsleiter betreuen die Anwärter 
während der berufspraktischen Studienabschnitte. 
Sie überwachen ihre Tätigkeit am Arbeitsplatz und 
erteilen den begleitenden Unterricht, erforderlichen­
falls unter Mitwirkung von fachlich und pädagogisch 
geeigneten Richtern oder Beamten des höheren oder 
gehobenen Justizdienstes, nach Maßgabe der vom 
Staatsministerium der Justiz im Benehmen mit dem 
Leiter des Fachbereichs Rechtspflege aufgestellten 
Unterrichtspläne. Sie erstellen für die berufsprakti­
schen Studienabschnitte die Bewertungen (§ 15 Abs. 1 
Nrn. 2 und 4, Abs. 2).

(2) Während des Ausbildungsabschnittes ist den 
Anwärtern auch ein Überblick über die Verwaltungs­
tätigkeit bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften 
zu vermitteln.

§13
Beschäftigungsnachweis

Der Anwärter führt für die Dauer der berufsprak­
tischen Ausbildung einen Beschäftigungsnachweis. Er 
hat darin zu vermerken, in welchen Arbeitsgebieten 
und mit welchen Arbeiten er bei den einzelnen Aus­
bildungsstellen beschäftigt worden ist.

§14
Leitung der Ausbildung

(1) Der Präsident des Oberlandesgerichts leitet die 
Gesamtausbildung. Er hat insbesondere folgende 
Aufgaben:

(5) Zu Ausbildungsleitern können nur Richter oder 
Beamte des höheren oder gehobenen Justizdienstes 
bestellt werden, die die Voraussetzungen des Art. 14 
Abs. 2 und 3 des Bayerischen Beamtenfachhochschul­
gesetzes erfüllen.

§ 15
Leistungsbewertung

(1) Zur Beurteilung der Leistungen des Anwärters 
werden folgende Bewertungen erteilt:
1. die Zwischenbewertung I zum Abschluß des Fach­

studiums I (§ 5 Abs. 1 Nr. 2, § 9),
2. die Zwischenbewertung II zum Abschluß des Fach­

praktikums I (§ 5 Abs. 1 Nr. 3, § 10),
3. die Zwischenbewertung III zum Abschluß des 

Fachstudiums II (§ 5 Abs. 1 Nr. 4, § 11),
4. die Bewertung gegen Abschluß des Fachprakti­

kums II (§ 5 Abs. 1 Nr. 5, § 12).



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 1/1977 21

(2) Grundlagen für die Bewertungen sind die Lei­
stungen des Anwärters in Übungen und Seminaren, 
seine Mitarbeit im Unterricht sowie seine praktischen 
Leistungen während der Ausbildung. Besondere Be­
rücksichtigung finden dabei die schriftlichen Lei­
stungskontrollen in den fachtheoretischen Studien­
abschnitten und im begleitenden Unterricht. In den 
Bewertungen ist festzustellen, ob der Anwärter das 
Ziel des Ausbildungsabschnittes erreicht hat. Die Ge­
samtleistung ist mit einer Note gemäß § 34 zu bewer­
ten.

§ 16
Wiederholung von Ausbildungsabschnitten

(1) Der Anwärter kann den Studienabschnitten 
nach § 5 Abs. 1 Nrn. 3 bis 5 nur zugewiesen werden, 
wenn seine Gesamtleistung in den Zwischenbewer­
tungen I, II oder III jeweils mindestens mit ausrei­
chend bewertet worden ist.

(2) Wird ein Anwärter nach § 18 Abs. 1 oder Abs. 3 
Satz 1 nicht entlassen, so gilt für seine weitere Aus­
bildung folgendes:
1. Hat der Anwärter das Ziel des Fachstudiums I 

nicht erreicht, so ist die bisherige Ausbildung zu 
wiederholen. Ist in der Zwischenbewertung II die 
Gesamtleistung schlechter als mit ausreichend be­
wertet, so sind das Fachstudium I (ab Kurs 2) und 
das Fachpraktikum I zu wiederholen. Bei einer Be­
wertung der Gesamtleistung in der Zwischenbe­
wertung III mit einer Note schlechter als ausrei­
chend, hat der Bewerber drei Monate des Fach­
praktikums I und das Fachstudium II zu wiederho­
len.

2. Ist die Bewertung nach § 15 Abs. 1 Nr. 4 schlechter 
als ausreichend, so ist der weitere Verlauf der Aus­
bildung bis zum nächsten Prüfungstermin unter 
Berücksichtigung der Leistungsmängel des An­
wärters besonders zu regeln.
(3) Die in Absatz 2 Nr. 1 bezeichneten Wiederho­

lungsabschnitte können verkürzt oder verlängert 
werden, soweit dies im Hinblick auf die gemeinsame 
Ausbildung der Anwärter erforderlich ist.

§ 17
Unterbrechung der Ausbildung

(1) Den Anwärtern wird Urlaub nach den jeweils 
geltenden Bestimmungen erteilt. Der jährliche Erho­
lungsurlaub soll von allen Anwärtern gemeinsam zur 
gleichen Zeit eingebracht werden.

(2) Andere Unterbrechungen, die zwei Monate je 
Ausbildungsjahr übersteigen, werden nicht auf die 
Ausbildungszeit angerechnet. In Härtefällen können 
Ausnahmen zugelassen werden.

§ 18
Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst

(1) Der Anwärter kann nach den allgemeinen be­
amtenrechtlichen Vorschriften aus dem Vorberei­
tungsdienst entlassen werden (Art. 43 BayBG).

(2) Erreicht ein Anwärter in einem Studienab­
schnitt (§ 5 Abs. 1 Nrn. 2 bis 5) das Ausbildungsziel 
nicht und wird er nicht nach Absatz 1 entlassen, so 
kann er einen Studienabschnitt einmal wiederholen.

(3) Hat ein Anwärter einen Studienabschnitt be­
reits wiederholt und erreicht er bei dem wiederholten 
oder in einem späteren Abschnitt wieder nicht das 
Ausbildungsziel, so ist er zu entlassen. In besonderen 
Härtefällen können Ausnahmen zugelassen werden.

(4) Aufstiegsbeamte treten in den Fällen, in denen 
Anwärter wegen Nichterreichens des Ausbildungs­
ziels zu entlassen wären, in ihr früheres Beschäfti­
gungsverhältnis zurück.

III. Die Rechtspflegerprüfung 

§ 19
Allgemeines

(1) Die Rechtspflegerprüfung ist Anstellungsprü­
fung im Sinne des Bayerischen Beamtengesetzes. Sie 
hat Wettbewerbscharakter (Art. 94 Abs. 2 Satz 1 der 
Verfassung des Freistaates Bayern) und soll feststel­
len, ob der Anwärter das Ziel der Ausbildung er­
reicht hat und ihm deshalb nach seinen Kenntnissen 
und seinem praktischen Geschick die Befähigung 
zum Rechtspfleger zugesprochen werden kann.

(2) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil. Sie wird in der Regel am Sitz 
der Oberlandesgerichte abgenommen.

(3) Die Rechtspflegerprüfung wird von dem beim 
Staatsministerium der Justiz errichteten Landesju­
stizprüfungsamt durchgeführt. Das Landesjustizprü- 
fungsamt kann sich der Mitarbeit des Bayerischen 
Landesamts für Datenverarbeitung bedienen.

§20
Prüfungsorgane 

Prüfungsorgane sind:
1. Der Prüfungsausschuß,
2. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses,
3. die örtlichen Prüfungsleiter,
4. die Prüfungskommissionen für die mündliche Prü­

fung.
§21

Der Prüfungsausschuß
(1) Der Prüfungsausschuß besteht aus vier Mitglie­

dern, und zwar
1. dem Vorsitzenden,
2. einem Richter oder einem Beamten des höheren 

Dienstes auf Lebenszeit,
3. zwei Beamten des gehobenen Dienstes mit der Be­

fähigung zum Rechtspfleger.
Einer der Beisitzer ist grundsätzlich hauptamtliche 
Lehrperson an der Bayerischen Beamtenfachhoch­
schule, Fachbereich Rechtspflege.

(2) Vorsitzender ist der Leiter des Landesjustizprü­
fungsamtes. Für die Mitglieder des Prüfungsaus­
schusses wird die erforderliche Zahl von Stellvertre­
tern bestellt.

(3) Der Prüfungsausschuß hat folgende Aufgaben:
1. Er entscheidet, wenn die Zulassung zur Prüfung 

versagt werden soll,
2. er wählt die Prüfungsaufgaben aus,
3. er entscheidet über die Zulassung von Hilfsmitteln 

für die schriftliche Prüfung,
4. er entscheidet in den Fällen der §§ 30 und 31,
5. er entscheidet über den Erlaß der Nachfertigung 

von Prüfungsaufgaben und über besondere Anord­
nungen für die Nachholung der mündlichen Prü­
fung (§ 28 Abs. 2 Satz 4, Abs. 3).

(4) Iler Prüfungsausschuß entscheidet mit Stim­
menmehrheit; bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden.

(5) Der Vorsitzende hat für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Prüfung zu sorgen. Er entscheidet, 
soweit nicht andere Organe zuständig sind. Der Vor­
sitzende ist befugt, an Stelle des Prüfungsausschusses 
unaufschiebbare Entscheidungen allein zu treffen. 
Hiervon hat er den Prüfungsausschuß alsbald in 
Kenntnis zu setzen.
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§22
Die örtlichen Prüfungsleiter

(1) Am Sitz der Oberlandesgerichte wird jeweils 
ein Richter als örtlicher Prüfungsleiter bestellt.

(2) Der örtliche Prüfungsleiter hat folgende Aufga­
ben:
1. Er sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung 

der schriftlichen Prüfung, insbesondere für die 
Einteilung der notwendigen Aufsichtspersonen,

2. er stellt nach Öffnung des Platznummernverzeich- 
nisses die Namen der Verfasser der Prüfungsarbei­
ten fest,

3. er bestimmt die Termine der mündlichen Prüfung 
und bildet die Prüfungskommissionen für die 
mündliche Prüfung,

4. er gibt den Prüfungsteilnehmern die Einzelnoten 
und die Gesamtnote der schriftlichen Prüfung be­
kannt und lädt sie zur mündlichen Prüfung,

5. er erteilt außer in den Fällen des § 21 Abs. 3 Nr. 4 
den Prüfungsteilnehmern, die die Prüfung auf 
Grund des Ergebnisses des schriftlichen Teils oder 
auf Grund des Gesamtergebnisses nicht bestanden 
haben, hierüber einen mit Rechtsbehelfsbelehrung 
versehenen Bescheid.

(3) Wird die Prüfung unter Einsatz der elektroni­
schen Datenverarbeitung durchgeführt, so haben die 
örtlichen Prüfungsleiter insbesondere auch nach der 
Bewertung der Prüfungsaufgaben die von den Prü­
fern ausgefüllten Notenlisten zu überprüfen und an 
das Bayerische Landesamt für Datenverarbeitung zu 
übersenden sowie diesem und dem Landesjustizprü­
fungsamt die Termine der mündlichen Prüfung und 
die Zusammensetzung der Prüfungskommissionen 
mitzuteilen.

§23
Prüfer

(1) Prüfer sind ohne besondere Bestellung die Mit­
glieder des Prüfungsausschusses, die örtlichen Prü­
fungsleiter und die Stellvertreter.

(2) Als Prüfer können nur bestellt werden
1. Richter und Staatsanwälte,
2. Beamte des höheren Justizdienstes,
3. Rechtspfleger,
4. Beamte des gehobenen Justizdienstes,
5. hauptamtliche Lehrpersonen und Lehrbeauftragte 

des Fachbereichs Rechtspflege der Bayerischen 
Beamtenfachhochschule.
(3) Die Prüfer wirken beim Entwerfen von Prü­

fungsaufgaben, bei der Bewertung der schriftlichen 
Arbeiten und bei der Abnahme der mündlichen Prü­
fung mit.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie 
die übi'igen Prüfer sind bei Prüfungsentscheidungen 
nicht an Weisungen gebunden; im übrigen unterste­
hen sie in ihrer Eigenschaft als Prüfer der Aufsicht 
des Landespersonalausschusses.

§24
Prüfungskommission für die mündliche Prüfung

(1) Die Prüfungskommission für die mündliche 
Prüfung besteht aus vier Prüfern, und zwar aus
1. zwei Richtern, Staatsanwälten oder Beamten des 

höheren Dienstes,
2. zwei Rechtspflegern oder Beamten des gehobenen 

Dienstes.
Einer der Prüfer nach Nummer 1 führt den Vorsitz.

(2) Die Prüfungskommission für die mündliche 
Prüfung entscheidet mit Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag.

§25
Bestellung, Amtszeit

(1) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses mit 
Ausnahme des Vorsitzenden, die örtlichen Prüfungs­
leiter, die Stellvertreter und die Prüfer werden vom 
Leiter des Landesjustizprüfungsamtes im Benehmen 
mit ihrer Dienstbehörde, in den Fällen des § 23 Abs. 2 
Nr. 5 im Benehmen mit dem Leiter des Fachbereichs 
Rechtspflege, auf die Dauer von fünf Jahren bestellt.

(2) Die Mitgliedschaft im Prüfungsausschuß sowie 
die Eigenschaft als örtlicher Prüfungsleiter und als 
Prüfer enden außer durch Zeitablauf mit dem Aus­
scheiden aus dem Hauptamt oder mit der Beendigung 
der Lehrtätigkeit am Fachbereich Rechtspflege der 
Bayerischen Beamtenfachhochschule. Bei Eintritt in 
den Ruhestand wegen Erreichung der Altersgrenze 
enden die Mitgliedschaft im Prüfungsausschuß und 
die Eigenschaft als Prüfer mit Abschluß der bis dahin 
ausgeschriebenen Prüfungen.

§26
Zulassung zur Prüfung

(1) Ist anzunehmen, daß der Anwärter das Ziel des 
Fachpraktikums II erreichen wird, so schlägt ihn der 
Präsident des Oberlandesgerichts zur Rechtspfleger­
prüfung vor. Uber die Zulassung entscheidet unbe­
schadet des § 21 Abs. 3 Nr. 1 der Vorsitzende des Prü­
fungsausschusses.

(2) Die schriftliche Prüfung kann schon im letzten 
Monat des Vorbereitungsdienstes stattfinden. Wer 
den Vorbereitungsdienst noch nicht vollständig abge­
leistet hat oder sich noch nicht im letzten Monat des 
Vorbereitungsdienstes befindet, kann auf Antrag 
vorzeitig zur Prüfung zugelassen werden, wenn er 
den Vorbereitungsdienst bis zum Tag seiner mündli­
chen Prüfung beenden wird.

(3) Die Zulassung ist zu versagen, solange gegen 
den Bewerber eine Freiheitsentziehung vollzogen 
wird.

(4) Die Zulassung kann widerrufen werden, wenn 
sich zeigt, daß der Bewerber dauernd prüfungsunfä­
hig ist.

(5) Die Entscheidung über die Zulassung ist dem 
Bewerber schriftlich mitzuteilen; eine Ablehnung 
oder ein Widerruf sind zu begründen.

§27
Rücktritt und Versäumnis

(1) Tritt ein Prüfungsteilnehmer nach Zulassung 
und vor Beginn der Prüfung zurück oder versäumt er 
den schriftlichen Teil der Prüfung, so gilt die Prü­
fung als abgelegt und nicht bestanden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein Prüfungs­
teilnehmer den mündlichen Teil der Prüfung ganz 
oder teilweise versäumt.

(3) Erscheint ein Prüfungsteilnehmer ohne genü­
gende Entschuldigung zur Bearbeitung einer einzel­
nen schriftlichen Aufgabe nicht oder gibt er ohne ge­
nügende Entschuldigung eine schriftliche Bearbei­
tung nicht oder nicht rechtzeitig ab, so wird sie mit 
der Note 6 bewertet.
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§28
Verhinderung

(1) Kann ein Prüfungsteilnehmer aus Gründen, die 
er nicht zu vertreten hat, den schriftlichen oder den 
mündlichen Teil der Prüfung nicht oder nicht voll­
ständig ablegen, so gilt folgendes:
1. Hat der Prüfungsteilnehmer weniger als fünf 

schriftliche Aufgaben bearbeitet, so gilt die Prü­
fung als nicht abgelegt.

2. Hat der Prüfungsteilnehmer mindestens fünf 
schriftliche Aufgaben bearbeitet, so gilt die schrift­
liche Prüfung als abgelegt. An Stelle der nicht be­
arbeiteten schriftlichen Aufgaben sind innerhalb 
einer vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu bestimmenden Zeit entsprechende Ersatzarbei­
ten nachzufertigen. Eine nicht oder nicht vollstän­
dig abgelegte mündliche Prüfung ist in vollem Um­
fang innerhalb einer vom Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses zu bestimmenden Zeit nachzuho­
len.

(2) Eine Verhinderung im Sinne des Absatzes 1 ist 
unverzüglich geltend zu machen und nachzuweisen, 
im Falle der Verhinderung durch Krankheit mit ei­
nem amtsärztlichen Zeugnis. Die Geltendmachung 
einer Verhinderung beim schriftlichen Teil der Prü­
fung ist auf jeden Fall ausgeschlossen, wenn nach 
Abschluß des schriftlichen Teils der Prüfung ein Mo­
nat verstrichen ist. Bei einer Verhinderung in der 
mündlichen Prüfung ist die Geltendmachung nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses der mündlichen Prü­
fung ausgeschlossen. In Fällen besonderer Härte 
kann der Prüfungsausschuß auf Antrag die Nachfer­
tigung von schriftlichen Arbeiten erlassen oder be­
sondere Anordnungen für die Nachholung der münd­
lichen Prüfung treffen.

(3) Ist einem Prüfungsteilnehmer aus wichtigen 
Gründen die Ablegung des schriftlichen oder des 
mündlichen Teils der Prüfung nicht oder nicht voll­
ständig zuzumuten, so kann auf Antrag sein Fern­
bleiben genehmigt werden. Die Absätze 1 und 2 gel­
ten sinngemäß.

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und des Ab­
satzes 3 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 ist der Prü­
fungsteilnehmer verpflichtet, den Vorbereitungs­
dienst fortzusetzen. § 44 Abs. 2 gilt entsprechend.

§29
Ausschluß von der Teilnahme an der Prüfung

(1) Von der Teilnahme an der Prüfung ist ein Be­
werber insoweit ausgeschlossen, als gegen ihn eine 
Freiheitsentziehung vollzogen wird.

(2) Von der Teilnahme an der Prüfung kann ein Be­
werber ganz oder teilweise ausgeschlossen werden, 
wenn er
1. den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört 

oder zu stören versucht,
2. an einer Krankheit leidet, die die Gesundheit ande­

rer ernstlich gefährden oder den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Prüfung ernstlich beeinträchtigen wür­
de.

(3) Die Entscheidung trifft der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses, in dringenden Fällen der örtli­
che Prüfungsleiter.

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2 gelten 
die Vorschriften der §§ 27 und 28, in dem Fall des Ab­
satzes 2 Nr. 1 die Vorschriften des § 27 entsprechend.

§30
Mängel im Prüfungsverfahren

(1) Erweist sich, daß das Prüfungsverfahren mit 
Mängeln behaftet war, die die Chancengleichheit er­
heblich verletzt haben, so kann der Prüfungsaus­
schuß auf Antrag eines Prüfungsteilnehmers oder 
von Amts wegen anordnen, daß von einem bestimm­
ten Prüfungsteilnehmer oder von allen Prüfungsteil­
nehmern die Prüfung oder einzelne Teile derselben 
zu wiederholen sind.

(2) Ein Antrag nach Absatz 1 ist unverzüglich zu 
stellen. Der Antrag ist ausgeschlossen, wenn seit dem 
Abschluß des Teiles des Prüfungsverfahrens, der mit 
Mängeln behaftet war, ein Monat verstrichen ist.

(3) Sechs Monate nach Abschluß der Prüfung darf 
der Prüfungsausschuß von Amts wegen Anordnun­
gen nach Absatz I nicht mehr treffen.

§31
Unterschleif und Beeinflussungsversuch

(1) Versucht ein Prüfungsteilnehmer das Ergebnis 
einer Prüfungsarbeit durch Unterschleif, Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu ei­
genem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, so ist 
seine Arbeit mit der Note 6 zu bewerten. In schweren 
Fällen ist der Prüfungsteilnehmer von der Prüfung 
auszuschließen; er hat die Prüfung nicht bestanden. 
Der Besitz nicht zugelassener Hilfsmittel nach Aus­
gabe der Prüfungsaufgaben stellt einen Unterschleif 
dar, sofern der Prüfungsteilnehmer nicht nachweist, 
daß der Besitz weder auf Vorsatz noch auf Fahrläs­
sigkeit beruht.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die mündliche 
Prüfung.

(3) Ist die Prüfung bereits durch Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses beendet, so ist sie, sofern die 
Voraussetzungen der Absätze 1 oder 2 gegeben sind, 
nachträglich für nicht bestanden zu erklären oder 
das Prüfungsergebnis entsprechend zu bei'ichtigen. 
Das Prüfungszeugnis ist einzuziehen.

(4) Ein Prüfungsteilnehmer, der einen Prüfer oder 
eine mit der Feststellung des Prüfungsergebnisses 
beauftragte Person zu seinem Vorteil zu beeinflussen 
versucht, hat die Prüfung nicht bestanden.

§32
Schriftliche Prüfung

(1) In der schriftlichen Prüfung hat der Prüfungs­
teilnehmer an acht Tagen je eine schriftliche Arbeit 
unter Aufsicht zu fertigen. Die Arbeitszeit beträgt je­
weils fünf Stunden.

(2) Der Prüfungsteilnehmer hat zu bearbeiten:
1. Sechs Aufgaben aus den Gebieten des Rechts der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit, des Zivilrechts, des 
Zivilprozeßrechts und des Vollstreckungsrechts so­
wie der einschlägigen kostenrechtlichen Behand­
lung. Je eine Aufgabe soll als Schwerpunkt behan­
deln
a) das materielle und formelle Grundbuchrecht,
b) das Vormundschaftsrecht einschließlich des 

Verfahrens,
c) das Nachlaßrecht und das sonstige Recht der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit,
d) sonstige Bereiche des bürgerlichen Rechts,
e) das Zwangsvollstreckungs-, Zwangsversteige- 

rungs-, Konkurs- und Vergleichsrecht,
f) eines der vorgenannten Gebiete,
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2. eine Aufgabe aus dem Straf- und Strafverfahrens­
recht einschließlich des Rechts der Ordnungswid­
rigkeiten und der Vollstreckung in Straf- und Buß­
geldsachen sowie dem einschlägigen Kostenrecht,

3. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Verfassungs­
rechts, des Verwaltungsrechts und der Verwal­
tungslehre oder mit politischer, wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Fragestellung. Die Aufgabe 
soll Bezug zur beruflichen Tätigkeit des Rechts­
pflegers haben. Sie kann auch die Behandlung ei­
nes theoretischen Themas zum Gegenstand haben. 
In diesem Fall werden drei Aufgaben zur Auswahl 
gestellt.
(3) Die Prüfungsteilnehmer dürfen nur die vom 

Prüfungsausschuß zugelassenen Hilfsmittel benüt­
zen. Sie haben die Hilfsmittel selbst zu beschaffen.

(4) Die Prüfungsaufgaben werden einheitlich ge­
stellt; sie sind an allen Prüfungsorten zur selben Zeit 
zu bearbeiten.

§33
Bewertung der Prüfungsarbeiten

(1) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden je 
von zwei Prüfern selbständig mit den Noten des § 34 
bewertet. Bei mehr als 150 Prüfungsteilnehmern kön­
nen für die Bewertung der Prüfungsarbeiten mehr 
als zwei Prüfer bestimmt werden.

(2) Können sich die Prüfer über die Bewertung ei­
ner Prüfungsarbeit nicht einigen, so hat der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses den Stichentscheid zu 
treffen oder durch einen anderen Prüfer herbeizu­
führen.

(3) Die mit der Prüfungsaufsicht beauftragten Per­
sonen dürfen nicht zur Bewertung der Prüfungsar­
beiten herangezogen werden, bei deren Anfertigung 
sie Aufsicht geführt haben.

(4) Ist ein für die Bewertung von Prüfungsarbeiten 
bestimmter Prüfer aus wichtigem Grund, insbeson­
dere wegen schwerer Krankheit, nicht mehr in der 
Lage, die Bewertung der ihm zugeteilten Prüfungs­
arbeiten durchzuführen, so wird er durch einen ande­
ren Prüfer ersetzt. Sofern der ausgeschiedene Prüfer 
bereits ein Drittel der ihm zur Erstbewertung zuge­
teilten Prüfungsarbeiten bewertet hat, bleiben die 
von ihm vorgenommenen Bewertungen in Kraft und 
brauchen nicht wiederholt zu werden.

§34
Prüfungsnoten

Entsprechend § 25 der Allgemeinen Prüfungsord­
nung vom 17. Oktober 1962 (GVB1 S. 261), geändert 
durch Verordnung vom 24. November 1964 (GVB1 
S. 195), gelten folgende Noten:
sehr gut (1) = eine besonders hervorra­

gende Leistung,

gut (2) = eine erheblich über dem 
Durchschnitt liegende Lei­
stung,

befriedigend (3) = eine über dem Durchschnitt 
liegende Leistung,

ausreichend (4) = eine Leistung, die durch­
schnittlichen Anforderungen 
entspricht,

mangelhaft (5) = eine Leistung mit erheb­
lichen Mängeln,

ungenügend (6) = eine völlig unbrauchbare 
Leistung.

§35
Ergebnis der schriftlichen Prüfung, 

Ausschluß von der mündlichen Prüfung
(1) Für die schriftliche Prüfung wird eine auf zwei 

Dezimalstellen zu errechnende Gesamtnote gebildet; 
dabei wird eine sich ergebende dritte Dezimalstelle 
nicht berücksichtigt. Die Gesamtnote errechnet sich 
aus der Summe der Noten der schriftlichen Arbeiten 
geteilt durch acht.

(2) Wer in der schriftlichen Prüfung eine schlechte­
re Gesamtnote als ausreichend erhalten oder in mehr 
als der Hälfte der schriftlichen Arbeiten schlechter 
als ausreichend gearbeitet hat, ist von der mündli­
chen Prüfung ausgeschlossen; er hat die Prüfung 
nicht bestanden. Das Ergebnis wird ihm schriftlich 
mitgeteilt.

(3) Die Einzelnoten und die Gesamtnote der schrift­
lichen Prüfung werden den Prüfungsteilnehmern 
spätestens mit der Ladung zur mündlichen Prüfung 
schriftlich bekanntgegeben.

(4) Bei Erlaß einzelner Arbeiten verringern sich die 
Teilungszahl acht nach Absatz 1 und die für die Be­
rechnung der Hälfte nach Absatz 2 maßgebliche Zahl 
der Arbeiten entsprechend.

§36
Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung wird in der Regel am 
Sitz der Oberlandesgerichte abgenommen.

(2) Die Mitglieder der Prüfungskommission müssen 
während der mündlichen Prüfung ständig anwesend 
sein.

(3) Für jeden Prüfungsteilnehmer ist eine Gesamt­
prüfungsdauer von etwa 50 Minuten vorzusehen. 
Mehr als fünf Prüfungsteilnehmer dürfen nicht ge­
meinsam geprüft werden.

(4) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die 
Gebiete des § 32 Abs. 2. Die Prüfung ist vorwiegend 
Verständnisprüfung; das geltende Recht hat im Vor­
dergrund zu stehen.

§37
Bewertung der mündlichen Prüfung

(1) In der mündlichen Prüfung sind vier Einzelno­
ten unter Verwendung der Notenstufen des § 34 zu 
erteilen, und zwar
1. drei Noten für die Gebiete

Bürgerliches Recht, Recht der freiwilligen Ge­
richtsbarkeit, Zivilprozeß- und Vollstreckungs­
recht,

2. eine gemeinsame Note für die Gebiete
a) Strafrecht, Strafverfahren und Strafvollstrek­

kung (§ 32 Abs. 2 Nr. 2) und
b) Grundfragen des Verfassungs- und Verwal­

tungsrechts, der Verwaltungslehre und Fragen 
aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft.

(2) Über die Prüfungsleistungen in der mündlichen 
Prüfung wird in gemeinsamer Beratung aller Prüfer 
mit Stimmenmehrheit entschieden. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

§38
Prüfungsgesamtnote

(1) Nach der mündlichen Prüfung setzt die Prü­
fungskommission die auf zwei Dezimalstellen zu er­
rechnende Prüfungsgesamtnote fest; dabei wird eine 
sich ergebende dritte Dezimalstelle nicht berücksich-
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tigt. Die Prüfungsgesamtnote ergibt sich aus der Sum­
me der Einzelnoten der schriftlichen und der münd­
lichen Prüfung geteilt durch zwölf.

(2) Entsprechend § 26 Abs. 5 der Allgemeinen Prü­
fungsordnung erhalten die Prüfungsteilnehmer als 
Prüfungsgesamtnote folgende Note:

sehr gut 

gut

befriedigend

ausreichend

mangelhaft

ungenügend

mit einer Prüfungsgesamtnote 
bis 1,50,
mit einer Prüfungsgesamtnote
von 1,51 bis 2,50,
mit einer Prüfungsgesamtnote
von 2,51 bis 3,50,
mit einer Prüfungsgesamtnote
von 3,51 bis 4,50,
mit einer Prüfungsgesamtnote
von 4,51 bis 5,50,
mit einer Prüfungsgesamtnote
über 5,50.

(3) Der Vorsitzende der Prüfungskommission gibt 
die Noten der mündlichen Prüfung und die Prüfungs­
gesamtnote am Schluß der mündlichen Prüfung be­
kannt. Damit ist die Prüfung abgelegt.

(4) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn die Prü­
fungsgesamtnote schlechter als ausreichend ist.

(5) Bei Erlaß einzelner Arbeiten verringert sich die 
Teilungszahl-zwölf nach Absatz 1 entsprechend.

(6) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung auf Grund 
der Prüfungsgesamtnote nicht bestanden haben, er­
halten hierüber einen schriftlichen Bescheid.

§39
Prüfungszeugnis

(1) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein 
Zeugnis, aus dem die erzielte Prüfungsgesamtnote 
nach Notenstufe und Zahlenwert ersichtlich ist. Prü­
fungsteilnehmern, die die Prüfung mit der Noten­
stufe „ausreichend“ bestanden haben, wird das Zeug­
nis dahin erteilt, daß sie die Prüfung bestanden ha­
ben.

(2) Das Prüfungszeugnis erteilt der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses.

§40
Festsetzung der Platznummern

(1) Für jeden Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung 
bestanden hat, ist auf Grund seiner Prüfungsgesamt­
note eine Platznummer festzusetzen. Bei gleicher 
Prüfungsgesamtnote erhält der Prüfungsteilnehmer 
mit dem besseren Ergebnis in der schriftlichen Prü­
fung die niedrigere Platznummer; bei gleichem Er­
gebnis auch in der schriftlichen Prüfung wird die 
gleiche Platznummer erteilt. In diesem Fall erhält 
der nächstfolgende Teilnehmer die Platznummer, die 
sich ergibt, wenn die mehreren gleichen Platznum­
mern fortlaufend weitergezählt werden.

(2) Der Prüfungsteilnehmer erhält eine Bescheini­
gung über die Platznummer, in der anzugeben ist, 
wie viele Prüfungsteilnehmer sich der Prüfung un­
terzogen und wie viele die Prüfung bestanden haben. 
Wird die gleiche Platznummer an mehrere Prüfungs­
teilnehmer erteilt, so ist auch deren Zahl anzugeben.

§41
Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst

(1) Der Vorbereitungsdienst und damit das Beam­
tenverhältnis auf Widerruf enden nach Ablegung der 
Prüfung

1. mit der Aushändigung des Prüfungszeugnisses,
2. mit dem Empfang der schriftlichen Mitteilung über

das Nichtbestehen der Prüfung.

(2) Wird dem Anwärter die Urkunde über die Er­
nennung zum Beamten auf Probe vor Aushändigung 
des Prüfungszeugnisses ausgehändigt, so enden der 
Vorbereitungsdienst und das Beamtenverhältnis auf 
Widerruf spätestens mit dem Ernennungszeitpunkt.

(3) Aufstiegsbeamte aus dem mittleren Justizdienst 
treten bei Nichtbestehen der Prüfung in ihr früheres 
Beschäftigungsverhältnis zurück.

§42
Wiederholung der Prüfung

(1) Ein Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung nicht 
bestanden hat oder dessen Prüfung als nicht bestan­
den gilt, kann die Prüfung einmal wiederholen.

(2) Die Prüfung ist im gesamten Umfang zu wie­
derholen.

(3) Die Wiederholung ist erst im nächsten ordentli­
chen Prüfungstermin möglich. Sie setzt die erfolgrei­
che Ableistung des Ergänzungsvorbereitungsdienstes 
voraus.

(4) Der Vorsitzende der Prüfungskommission für 
die mündliche Prüfung muß bei der Wiederholungs­
prüfung ein anderer sein als im Termin der nicht be­
standenen Prüfung.

§43
Wiederholung der Prüfung zur Notenverbesserung
(1) Ein Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung bei 

erstmaliger Ablegung bestanden hat, kann die Prü­
fung zur Verbesserung der Note einmal wiederholen. 
Die Wiederholungsprüfung ist im nächsten Prü­
fungstermin abzulegen. Der Antrag auf Zulassung ist 
innerhalb von drei Monaten nach dem Tag der münd­
lichen Prüfung beim Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zu stellen.

(2) § 42 Abs. 2 und 4 gelten entsprechend.

(3) Wer zur Verbesserung der Note zur Prüfung zu­
gelassen ist, kann bis zum Beginn der mündlichen 
Prüfung auf die Fortsetzung des Prüfungsverfahrens 
verzichten. Die Prüfung gilt dann als nicht abgelegt; 
sie kann nicht wiederholt werden. Als Verzicht gilt, 
wenn der Prüfungsteilnehmer ohne genügende Ent­
schuldigung zur Bearbeitung einer schriftlichen Auf­
gabe oder zur mündlichen Prüfung nicht erscheint; 
dies gilt nicht, wenn er binnen 10 Tagen nach Ab­
schluß des betreffenden Prüfungsteils schriftlich ge­
genüber dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
widerspricht.

(4) Der Prüfungsteilnehmer entscheidet, welches 
Prüfungsergebnis er gelten lassen will. Wählt er das 
Ergebnis der Wiederholungsprüfung, so bleiben die 
Rechtsfolgen aus der erstmals abgelegten Prüfung 
unberührt. Wird binnen einer Woche nach dem Tag 
der mündlichen Prüfung keine Wahl getroffen, so gilt 
das bessere Prüfungsergebnis als gewählt.

§44
Ergänzungsvorbereitungsdienst

(1) Ein Anwärter, der die zum ersten Mal nicht be­
standene Prüfung wiederholen will, hat in einem 
weiteren Vorbereitungsdienst grundsätzlich den ge­
samten berufspraktischen Studienabschnitt II zu 
wiederholen. Der Antrag auf erneute Aufnahme in 
den Vorbereitungsdienst ist binnen eines Monats
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nach Empfang der Mitteilung über das erstmalige 
Nichtbestehen bei dem Präsidenten des Oberlandes­
gerichts zu stellen, in dessen Bezirk er bisher den 
Vorbereitungsdienst abgeleistet hat.

(2) Der Präsident des Oberlandesgerichts regelt die 
Einteilung des Ergänzungsvorbereitungsdienstes im 
Benehmen mit dem Fachbereich Rechtspflege.

IV. Besondere Bestimmungen

§45
Prüfungsvergünstigungen

(1) Die Gewährung von Prüfungsvergünstigungen 
richtet sich nach § 34 der Allgemeinen Prüfungsord­
nung. Mit dem Antrag ist ein amtsärztliches Zeugnis 
vorzulegen, aus dem sich Art und Ausmaß der Prü­
fungsbehinderung (insbesondere Schreibbehinde­
rung) ergibt.

(2) Anträge auf Prüfungsvergünstigungen sind 
spätestens vier Wochen vor Beginn der schriftlichen 
Prüfung einzureichen. Verspätete Anträge können 
zurückgewiesen werden, wenn die Verspätung auf ei­
nem Verschulden des Prüfungsteilnehmers beruht.

§46
Aufstiegsbeamte

(1) Der zum Aufstieg zugelassene und zum Studium 
an der Beamtenfachhochschule berechtigte Beamte 
des mittleren Dienstes wird drei Jahre in die Aufga­
ben der Laufbahn des gehobenen Justizdienstes ein­
geführt. Er nimmt während der Einführungszeit am 
fachtheoretischen Studium der Beamtenfachhoch­
schule und am berufspraktischen Studium mit be­
gleitenden Unterrichtsveranstaltungen teil. Die Be­
stimmungen dieser Verordnung über das fachtheore­
tische und das berufspraktische Studium sowie über 
die Prüfung finden entsprechende Anwendung.

(2) Die Einführungszeit kann durch Anrechnung 
der Zeit der Tätigkeit im mittleren Justizdienst bis zu 
einer Dauer von sechs Monaten auf die berufsprakti­
schen Studienzeiten verkürzt werden. Uber die An­
rechnung entscheidet das Staatsministerium der Ju­
stiz.

V. Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§47

Übergangsregelung
(1) Die Anwärter des Einstellungsjahrgangs 1974 

und früherer Einstellungsjahrgänge werden nach 
den bisherigen Vorschriften ausgebildet und geprüft. 
Soweit Anwärter an der Rechtspflegerprüfung 1977 
nicht oder erfolglos teilnehmen, bestimmen sich die 
weitere Ausbildung und die Prüfung nach den Vor­
schriften dieser Verordnung. Auch wer an der 
Rechtspflegerprüfung 1978 zum Zwecke der Noten­
verbesserung teilnimmt, legt sie nach den Vorschrif­
ten dieser Verordnung ab.

(2) Die Anwärter des Einstellungsjahrgangs 1975 
werden nach dieser Verordnung ausgebildet, soweit 
dies unter Berücksichtigung des bereits abgeleisteten 
Vorbereitungsdienstes möglich ist. Das Fachstudium 
beträgt 18 Monate. Das Staatsministerium der Justiz 
trifft die erforderlichen Überleitungsbestimmungen. 
Die Anwärter werden nach den Vorschriften dieser 
Verordnung geprüft.

(3) Soweit Anwärter des Einstellungsjahrgangs 
1975 oder früherer Einstellungsjahrgänge einem 
nachfolgenden Einstellungsjahrgang zuzuweisen 
sind, regelt der Präsident des Oberlandesgerichts im 
Benehmen mit dem Leiter des Fachbereichs Rechts­
pflege den Ausbildungsablauf im einzelnen.

(4) Abweichend von § 4 dieser Verordnung kann bis 
zum 30. September 1977 zur Ausbildung zugelassen 
werden, wer nach Art. 21 des Bayerischen Beamten­
fachhochschulgesetzes das Studium beginnen kann.

(5) Die Amtszeit des bisherigen Prüfungsausschus­
ses endet mit dem 31. März 1977.

§48
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep­
tember 1976 in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt unbeschadet des 
§ 47 die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
Rechtspfleger vom 30. Dezember 1965 (GVB1 1966 
S. 18), zuletzt geändert durch Verordnung vom 14. Ju­
li 1976 (GVB1 S. 301), außer Kraft.
München, den 6. Dezember 1976

Bayerisches Staatsministerium der Justiz
Dr. H i 11 e r m e i e r, Staatsminister
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